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Vorwort
Liebe Leserin, lieber Leser, 

der Ausbau der Windenergie an Land hat 
sich in den vergangenen Jahren aus Grün-
den des Klimaschutzes kontinuierlich be-
schleunigt. Trotz der grundsätzlich hohen 
Unterstützung für diese Entwicklung in der 
Bevölkerung sind mit Windenergieprojekten 
vielerorts erhebliche, zum Teil sehr heftige 
Widerstände verbunden. Dabei vermischen 
sich bei den Protesten unterschiedliche Per-
spektiven, Interessen und Argumentati-
onslinien. Wortführer von Bürgerinitiativen 
argumentieren vielfach mit Grundsatzkritik 
an der Energiewende und insbesondere der 
Windenergie, die auch von Teilen der Politik 
unreflektiert übernommen wird. Gleichzei-
tig rufen die zunehmend höheren und damit 
stärker landschaftsprägenden Anlagen bei 
den Menschen vor Ort sehr individuelle Vor-
stellungen, Fragen und Sorgen hervor. Vor 
diesem Hintergrund ist es von großer Be-
deutung, die Bedürfnisse der Bürger vor Ort 
ernst zu nehmen und sie mit Informationen, 
Dialog- und Beteiligungsangeboten aufzu-
greifen. Allerdings attestiert u. a. das For-
schungsprojekt Dezent-Zivil diesbezüglich 
formellen Verfahren und Kommunikations-
prozessen von Behörden und Projektierern 
weitreichende Defizite. 

Damit Projekte möglichst konfliktarm um-
gesetzt werden und radikalen Windener-
giegegnern die Argumentationsgrundlage 
entzogen wird, ist es zunächst wichtig, die 
Gründe und Chancen der Energiewende zu 
vermitteln und offen darüber zu sprechen, 
welche Alternativen es sonst gibt. Dabei 
sind auch diejenigen Bedürfnisse und Inte-
ressen wahrzunehmen und aufzugreifen, 
die im formellen Verfahren nicht berücksich-
tigt werden können. Dazu sollte die betrof-
fene Öffentlichkeit frühzeitig glaubwürdig, 

transparent und verständlich über Fachfra-
gen, Verfahrensaspekte, Handlungsspielräu-
me und die Auswirkungen vor Ort informiert 
werden. Zudem sollten die ansässigen Men-
schen ihre Fragen und Bedenken äußern und 
sich im Rahmen des Möglichen in die Pro-
jektplanung, -genehmigung und -umsetzung 
einbringen können. Das schafft Vertrauen – 
und eben hier setzt informelle Beteiligung 
an. Defizite des formellen Verfahrens kön-
nen mit informellen Prozessen zumindest 
teilweise kompensiert und damit die Legiti-
mität des Verfahrens aus Sicht der betroffe-
nen Öffentlichkeit gestärkt werden. Zudem 
können Windenergieprojekte an den jewei-
ligen lokalen Kontext angepasst, potentielle 
Probleme identifiziert, Konflikte frühzeitig 
verhandelt und Möglichkeiten für gemein-
wohlorientierte Teilhabe gefunden werden.

Die vorliegende Broschüre soll dazu beitra-
gen, interessierte Akteure über Öffentlich-
keitsbeteiligung im Kontext der Windenergie 
zu informieren und frühe Beteiligungspro-
zesse selbstverständlich( er ) zu machen. Die 
Inhalte basieren neben Literaturanalysen 
wesentlich auf Workshops, die die FA Wind 
in den vergangenen Jahren für unterschied-
liche Zielgruppen veranstaltet hat. Bei den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern möchten 
wir uns an dieser Stelle nochmals ausdrück-
lich für ihr Engagement bedanken. 

Ich wünsche Ihnen eine gewinnbringende 
Lektüre. 

Ihr

Axel Tscherniak, Geschäftsführer

Axel Tscherniak
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Ziel und Inhalt

1	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet.  
Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für beiderlei Geschlecht.

Die Beteiligung lokaler und regionaler Akteure1 an Pla-
nungsprozessen ist ein wichtiges Element zur Stär-
kung der Akzeptanz von Windenergievorhaben vor 
Ort. In diesem Zusammenhang wird die Demokratisie-
rung der Energiewende als ein Megatrend identifiziert 
( Agora Energiewende 2017 ). Um eine möglichst rei-
bungslose und damit zügige Umsetzung von Projekten 
zu erreichen, werden zunehmend Formen informeller 
Öffentlichkeitsbeteiligung gefordert. 

Für eine frühzeitige, informelle Planungsbeteiligung, de-
ren Verzahnung mit formellen Beteiligungsformen und 
die konkrete Projektumsetzung existieren bereits zahl-
reiche anwendungsorientierte Publikationen wie Hand-
bücher, Richtlinien, Leitfäden und Empfehlungen für 
verschiedene Akteursgruppen ( vgl. RWE Stiftung 2015 ) – 
auch im Kontext der Windenergie ( z. B. Impuls 2013, 
Energieagentur NRW 2014, FA Wind 2017a ). Der Um-
setzung von Verfahren informeller Beteiligung stehen 
allerdings Hürden entgegen, die bislang nur teilweise 
benannt und nicht systematisch aufgearbeitet sind. Vor-
schläge zu ihrer Überwindung sind diffus oder fehlen 
gänzlich ( Walk et al. 2015: 55f. ). 

Vor diesem Hintergrund wird das Thema informelle Be-
teiligung im Kontext der Windenergie auf den folgenden 
Seiten grundlegend und kompakt aufbereitet. Grundlage 
sind neben Literaturanalyen insbesondere die Ergebnisse 
mehrerer Workshops zum Thema Beteiligung, die die 
Fachagentur Windenergie an Land ( FA Wind ) in den 
vergangenen Jahren veranstaltet hat. 

Eingangs wird das Handlungsfeld Beteiligung und Teil-
habe skizziert und die grundsätzlichen Ziele von Öffent-
lichkeitsbeteiligung reflektiert. Anschließend werden 
Grundsätze und Potentiale guter Beteiligung dargestellt. 
Ein Überblick über Beteiligungshemmnisse zeigt, wes-
halb frühzeitige – und damit informelle – Beteiligung 
bei der Windenergie noch keine Selbstverständlichkeit 
ist. Anschließend werden die Rollen von Regionalpla-
nung, Kommunen, Projektierern und Energieagenturen 
umrissen und jeweils Handlungsfelder formuliert. Aus-
gewählte Beteiligungsleitfäden zeigen, dass geeigne-
tes Orientierungswissen für unterschiedliche Zielgruppen 
bereits vorliegt. Anhand unterschiedlicher Projekte aus 
den Ländern wird dargestellt, wie aktiv mit Beteiligungs-
hemmnissen umgegangen wird. Abschließend liefern 
zusammenfassende Thesen Anknüpfungspunkte für die 
weitere Diskussion.
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Einführung

Akzeptanz und Beteiligung im Kontext der Windenergie an Land

2	 Die Akzeptanz von Windenergie in der Nachbarschaft schwankte zuletzt in repräsentativen Umfragen der Agentur für erneuerbare Energien:  
61 % ( 2014 ), 59 % ( 2015 ), 52 % ( 2016 ), 57 % ( 2017 ). In Mecklenburg-Vorpommern sank die Unterstützung von Windenergieanlangen im 
Wohnumfeld ( 3 km ) von 55 % ( 2013 ) auf 46 % ( 2015 ).

Große Transformationsprozesse wie die Energiewende 
sind grundsätzlich konfliktbehaftet – auch dann, wenn 
die Ziele von einer breiten Mehrheit unterstützt wer-
den ( Reusswig 2016: 4 ). Diese Aussage trifft in besonde-
rer Weise auf den Ausbau der Windenergie an Land zu 
und wird seit vielen Jahren diskutiert ( Wüstenhagen et 
al. 2007 ). Zwar unterstützt in den repräsentativen Um-
fragen der FA Wind ( 2015, 2016, 2017 ) eine sehr große 
Mehrheit von über 80 Prozent die Nutzung und den Aus-
bau der Windenergie im Rahmen der Energiewende und 
auch die Akzeptanz des Windenergieausbaus im eigenen 
Wohnumfeld ist bei einer ähnlich großen Mehrheit vor-
handen. Gleichzeitig rufen Windenergieprojekte vor Ort 
jedoch vielerorts vehemente Widerstände hervor, die zu 
heftigen Konflikten in den betroffenen Gemeinden füh-
ren können. Auch in einigen repräsentativen Umfragen 
war die grundsätzlich hohe Akzeptanz von Windener-
gieanlagen in der Nachbarschaft zuletzt zunehmenden 
Schwankungen unterworfen ( AEE 2014 – 2017 ) und re-
gional z. T. signifikant gesunken, beispielsweise in Meck-

lenburg-Vorpommern ( Mecklenburg-Vorpommern / TNS 
Emnid 2015 ).2 

Die Umfragen der FA Wind ( 2015, 2017 ) verdeutlichen 
zudem eine konstant breite Unterstützung für eine stär-
kere und frühzeitigere Öffentlichkeitsbeteiligung im Kon-
text von Windenergieprojekten. Mit 59 Prozent ist eine 
Mehrheit der Befragten zudem bereit, sich bei persönli-
cher Betroffenheit selbst in den Planungsprozess einzu-
bringen. Auch die Entwicklung von Vorgaben für eine 
verstärkte Öffentlichkeitsbeteiligung findet breite Zustim-
mung ( FA Wind 2016 ) ( Abbildung 1 ).

Dieses wachsende Bedürfnis nach mehr Beteiligung 
ist Teil eines gesellschaftlichen Wandels, der weit über 
Windenergieprojekte hinausweist und beispielsweise 
beim Bau von Strom- oder Bahntrassen bereits zu einer 
veränderten Beteiligungskultur geführt hat. Elemen-
te dieses gesellschaftlichen Wandels sind u. a. schnel-
lere Kommunikation durch soziale Medien, wachsende 

0 % 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %

82 %

Eine stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit 
ist wichtig, um die Akzeptanz der Bevölkerung für den 

Ausbau der Windenergie vor Ort zu verbessern. (2017)

Um frühzeitig Handlungsspielräume zu identi�zieren, 
sollte die Öffentlichkeit bereits vor Beginn 

des Planungsverfahrens beteiligt werden. (2017)

Wenn in meinem Wohnumfeld Windenergienalagen 
geplant werden, bin ich persönlich bereit, mich 

aktiv in den Planungsprozess einzubringen. (2017)

Es sollten Vorgaben für eine verstärkte 
Beteiligung der Öffentlichkeit an 

Windenergieprojekten entwickelt werden (2016)

eher

Es stimmen der Aussage zu

voll und ganz

33 %49 %

82 %54 %

59 %26 %

71 %26 % 45 %

Basis: 1.008 Befragte 
(September 2017); 
1.002 Befragte (Juni 2016)

Quelle: Umfragen von 
forsa im Auftrag der
Fachagentur Windenergie 
an Land

32 %50 %

33 %

Meinungen zu Planungsbeteiligung

Abbildung 1: Meinungen zu Planungsbeteiligung ( eigene Darstellung )
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Individualisierung und ein Vertrauensverlust in Instituti-
onen ( VDI 2015 ). Die Folgen dieses Wandels kommen 
nun auch bei der Realisierung von Windenergieanlagen 
stark zum Tragen, und hier insbesondere in ländlichen 
Räumen. In der Projektierungs- und Verwaltungspraxis 
findet das Bedürfnis nach mehr Information, Transpa-
renz, Dialog und Beteiligung jedoch vielerorts keine oder 
nicht ausreichend Resonanz.

Unter diesen Umständen stellen Bürgerinitiativen bei 
Windenergieplanungen oftmals einen ersten Anlauf-
punkt für verunsicherte und frustrierte Bürger dar. 
Während Gemeinden nach Informationen suchen und 
Projektierer Vorverträge mit Flächeneigentümern ab-
schließen, beginnen Bürgerinitiativen mit frühzeitiger 
Information der Öffentlichkeit und Meinungsbildung. 
Dabei werden vielfach Unsicherheit und Sorgen mit un-
vollständigen Informationen und monokausalen Argu-
menten geschürt. Gleichzeitig können die potentiell 
Betroffenen ihre Fragen und Anliegen – z. B. zum Thema 
Landschaftswandel, regionale Wertschöpfung und dem 
als intransparent und ungerecht empfundenen Planungs-
prozess – nicht wirksam in die Entscheidungsprozesse 
in den Planungs- und Genehmigungsverfahren einbrin-
gen ( Roßnagel et al. 2014, 2016 ). Dementsprechend 
argumentieren Bürgerinitiativen häufig mit Naturschutz-
belangen, tragen die Diskussion auf die übergeordne-
ten politischen Ebenen und sprechen dem förmlichen 
Verfahren die Legitimation ab. Mit dem Ziel politischen 
Druck aufzubauen, wird versucht, möglichst viele Unter-
stützer zu mobilisieren und sich als Vertreter des Gemein-
wohls zu präsentieren, welches gegen die bürokratischen 
Verfahren verteidigt werden muss. Derart emotional und 
normativ aufgeladene Konflikte eskalieren schnell, strah-
len weit über den jeweiligen Gegenstand hinaus und 
werden häufig als mangelnde Akzeptanz gegenüber der 
Energiewende wahrgenommen ( ebd. 2014 ). Letzteres 
nutzt wiederum ein kleiner, überregional gut vernetzter 
Kern von Windenergiegegnern, um mit lokalen Initiati-
ven vor Ort Parteipolitik zur Energiewende in Bund und 
Ländern zu machen und das Wählerverhalten zu beein-
flussen. 

Im Kontext der Akzeptanzdebatte muss beachtet wer-
den, dass sich die Motivation der Initiatoren von Betei-
ligungsverfahren und die Ziele derjenigen Akteure, die 
sich an Beteiligungsverfahren beteiligen, voneinander 
unterscheiden. Vertreter der Politik und der Windener-
giewirtschaft fordern Initiativen für mehr Öffentlich-
keitsbeteiligung und finanzielle Teilhabe meist als 
Maßnahmen zur Stärkung der Akzeptanz. Diese Perspek-
tive beleuchtet den Zweck von Beteiligung jedoch nur 
einseitig aus Sicht der Planungs- und Vorhabenträger. 
Bürger und Vertreter der Öffentlichkeit engagieren sich 
in Beteiligungsprozessen jedoch nicht, um von einem 
Projekt überzeugt zu werden und dieses besser zu akzep-
tieren. Sie wollen informiert und gehört werden, um sich 
eine eigene Meinung zu bilden und das Projekt mög-
lichst in ihrem Sinne beeinflussen zu können. Die grund-
sätzlichen Beteiligungsziele von Bürgern und Vertretern 
der Öffentlichkeit sind also Transparenz, Verfahrensge-
rechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit. Die vielfach 
proklamierte Akzeptanzsteigerung ist damit zwar ein le-
gitimes politisches Ziel verstärkter Beteiligungsbestre-
bungen, gleichzeitig jedoch kein angemessener Zweck 
projektbezogener Beteiligungsverfahren. Werden die In-
teressen der Öffentlichkeit vernachlässigt und Beteiligung 
nur um ihrer selbst willen durchgeführt ( als Alibi- oder 
Scheinbeteiligung ), kann dies zu Vertrauensverlust und 
langfristigen Konflikten führen, die weit über ein Projekt 
hinaus wirken. Gleichzeitig sind frühzeitige Beteiligung 
und insbesondere transparente frühzeitige Information 
für eine gesellschaftsverträgliche Energiewende und ein 
vertrauensvolles Miteinander elementar. Dabei entschei-
den nicht die jeweils gewählten Formate über den Erfolg 
eines Verfahrens, sondern „was drin ist“. Konsequente, 
belastbare Planungen und kompetente, nachvollziehbare 
Interessenabwägungen sind dabei unabdingbar ( Fahren-
krug et al. 2016: 23 ).
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Handlungsfeld Beteiligung und Teilhabe 

3	 In der Diskussion um Beteiligungsverfahren wird begrifflich zudem kaum zwischen Bürgerbeteiligung und Öffentlichkeitsbeteiligung unterschieden. 
Während Bürgerbeteiligung einerseits die Mitwirkung von Bürgerinnen und Bürgern an konkreten Planungs- und Zulassungsverfahren und andererseits 
die Teilnahme an Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden umfasst, ist Öffentlichkeitsbeteiligung nur auf konkrete Verfahren bezogen. Versteht man 
Öffentlichkeitsbeteiligung in einem weiten Sinne, so ist sie nicht auf die in individuellen Rechtspositionen betroffene Öffentlichkeit beschränkt, sondern 
steht jedermann zu, also sowohl Bürgerinnen und Bürgern, als auch juristischen Personen und deren Vereinigungen, Organisationen und Gruppen  
( so Art. 1 Abs. 2 UVP-RL ) ( Stender-Vorwachs 2012 ).

Die Akzeptanz von Windenergievorhaben vor Ort ist eng 
verknüpft mit Transparenz, Verfahrens- und Verteilungs-
gerechtigkeit. Beteiligungsstrategien können helfen, die-
se Gerechtigkeitsaspekte in der Planung und Umsetzung 
von Projekten angemessen zu berücksichtigen und darü-
ber die Akzeptanz vor Ort zu stärken ( Abbildung 2 ). Da-
bei können zwei Bereiche von Beteiligung unterschieden 
werden, die begrifflich klar voneinander zu trennen sind: 

•	 �die Beteiligung der Öffentlichkeit am Planungs
prozess – Öffentlichkeitsbeteiligung – sowie 

•	 �die finanzielle Beteiligung von Bürgern, Kommunen 
und regionalen Unternehmen an der generierten 
Wertschöpfung – die finanzielle Teilhabe vor Ort.

Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung3 wiederum können 
formelle und informelle Beteiligungselemente unter-
schieden werden. Während die formelle Öffentlichkeits-
beteiligung gesetzlich vorgeschrieben ist, handelt es sich 
bei der informellen Öffentlichkeitsbeteiligung um frei-
willige Maßnahmen der Vorhaben- und Planungsträger. 
Mit entsprechenden Maßnahmen kann die lokale Bevöl-
kerung z. B. frühzeitig – im Vorfeld formeller Verfahren – 
mit proaktiven Informations- und Beteiligungsverfahren 
in die Planungen einbezogen werden.

Dabei geht Beteiligung über bloße Information hinaus 
und zielt darauf ab, Perspektiven und Argumente im 
Dialog auf Augenhöhe auszutauschen und ein Projekt 
letztlich mitzugestalten ( FA Wind 2017 ) ( Abbildung 3 ).

Neben der Vermittlung von Informationen können dazu 
in Dialogformaten zunächst Gestaltungsspielräume iden-
tifiziert und angemessene Beteiligungsformen gefunden 
werden. Von einem solchen Vorgehen können alle Seiten 
profitieren: Für die Menschen vor Ort kann die Verfah-
rensgerechtigkeit gestärkt und Möglichkeiten zu mehr 
Verteilungsgerechtigkeit eröffnet werden. Vorhaben- und 
Planungsträger können Kritik konstruktiv nutzen, vom 
Wissen lokaler Akteure profitieren, Planungsrisiken früh-
zeitig erkennen und damit gegebenenfalls Verfahrens
kosten senken. Zudem kann durch eine sachorientierte 
Auseinandersetzung die Akzeptanz eines Projektes, und 
damit auch des Ausbaus der Windenergie insgesamt, 
gestärkt werden.

Abbildung 3: Beteiligungspyramide ( eigene Darstellung )

Beteiligung

Information

Dialog

Mitgestaltung

Akzeptanz  
vor Ort

Verfahrensgerechtigkeit Verteilungsgerechtigkeit

frühe / 
informelle 

Beteiligung

finanzielle 
Teilhabe

Akzeptabilität

Spielräume

Abbildung 2: �Verhältnis von Beteiligung, Teilhabe, Gerechtigkeit und 
Akzeptanz ( eigene Darstellung )
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Durch finanzielle Teilhabe von Bürgern und Kommunen 
an der durch Windenergieanlagen vor Ort generierten 
Wertschöpfung kann die Verteilungsgerechtigkeit be-
fördert werden. Dabei gibt es unterschiedliche Formen 
„aktiver“ und „passiver“ finanzieller Teilhabe an Wind-
energieprojekten ( Bertelsmann Stiftung 2014, Energie-
Agentur.NRW 2014a ).

Erfolgreiche Öffentlichkeitsbeteiligung und finanzielle 
Teilhabe sind häufig miteinander gekoppelt. In Dialog-
verfahren können an die Gegebenheiten und Bedürfnis-
se vor Ort angepasste Teilhabemodelle entwickelt und 
damit Akzeptabilität von Windenergieprojekten verbes-
sert werden. Eine frühzeitige öffentliche Auseinanderset-
zung mit zukünftigen Windenergieprojekten kann in ein 
Bürgerenergieprojekt münden. Gemeinsam vor Ort ent-
wickelte Bürgerwindenergieprojekte erweitern ihrerseits 
den Einfluss lokaler Akteure auf die Projektgestaltung 
und Umsetzung.

Exkurs: Kernelemente guter Beteiligung 4

4	 Grundlage sind die in den Beteiligungsleitfäden von Impuls ( 2013 ), der EnergieAgentur.NRW ( 2014 ) und den Richtlinien VDI 7000 ( 2015 ) und  
VDI 7001 ( 2014 ) aufgeführten Beteiligungsgrundsätze.

5	 Insbesondere Informationen zu Akteuren, Kontexten und Verfahren, zu finanziellen und technischen Hintergründen sowie zu erwartenden 
Auswirkungen der Windräder und der Verwendung der Ergebnisse des Beteiligungsprozesses.

Frühzeitigkeit
Damit Beteiligung rechtzeitig ansetzen und wirk-
sam sein kann, muss die Öffentlichkeit über Prozes-
se und Inhalte informiert sein. Daher muss bereits 
im Vorfeld der Planungs- und Genehmigungsver-
fahren frühzeitig informiert werden. Damit können 
auch vorhandene Spielräume und Grenzen des Be-
teiligungsverfahrens verdeutlicht, Interessen offen-
gelegt und überzogene Erwartungen vorgebeugt 
werden ( Erwartungsmanagement ). 

Transparenz und Glaubwürdigkeit 
Relevante Informationen 5 müssen nachvollziehbar 
offengelegt, verbreitet, erläutert und laufend doku-
mentiert werden. Die Faktenlage sollte gemeinsam 
geklärt und so ein gemeinsames Projektverständnis 
entwickelt werden.

Aktive finanzielle Teilhabe:

Bürger produzieren aktiv mit  
( Bürgerwindpark als GmbH & Co. KG, eG, … )

der Anwohner ( Flächenpacht, Anwohner­
bonus, Bürgerstromangebote, … )

Bürger finanzieren aktiv mit  
( Inhaberschuldverschreibung, Nachrang­
darlehen, Sparbrief, Stille Beteiligung, … )

der Allgemeinheit ( Bürgeranteil / Bürgerstif­
tung, Kommune als Betreiber, gemeinwohl­
orientierte Ausgleichzahlungen,... ) 

Passive finanzielle Teilhabe:

Abbildung 4: Aktive und passive Teilhabe ( nach EnergieAgentur.NRW 2014a )

https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/17495/Finanzielle+B%C3%BCrgerbeteiligung_Studie/6cd8e96c-a4f1-400e-bcc5-005899303b77
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Verständlichkeit 
Die Fachsprache von Ingenieuren, Juristen und 
Planern muss übersetzt und im Dialog allgemein
verständlich kommuniziert werden. Das Projekt muss 
für Laien aufbereitet und entsprechendes Wissen vor 
Ort verbreitet und vermittelt werden.

Gestaltungsmöglichkeit 
Gestaltungsspielräume müssen vorhanden sein – nur 
so können die Beteiligten überhaupt etwas bewirken. 
Gesetzliche Regelungen, Restriktionen finanzieller 
oder planerischer Art, die Beteiligungsspielräume be-
einflussen und beschränken, müssen von Anfang an 
offengelegt werden. Ohne Gestaltungsspielraum ist 
Beteiligung hinfällig.

Kontextualität 
Beteiligungsverfahren müssen den Bedingungen vor 
Ort entsprechend gestaltet werden. Der jeweilige ge-
sellschaftliche Kontext muss in spezifischen Akteurs-, 
Konflikt- und Themenfeldanalysen systematisch in 
Erfahrung gebracht werden. Diese partizipativen 
Analysen können gleichzeitig der Auftakt für den 
Dialog mit Stakeholdern und der Öffentlichkeit vor 
Ort sein. 

Offenheit 
Dialogverfahren sollten möglichst alle relevanten In-
teressengruppen und Personen integrieren können 
und offen sein für alle, die sich einbringen wollen. 
Diese müssen entsprechend angesprochen und ein-
bezogen werden. 

Flexibilität
Beteiligungsverfahren lassen sich nicht in Schablo-
nen pressen. Es braucht eine grundlegende Bereit-
schaft, Gestaltungsmöglichkeiten zu eröffnen, die 
eigenen Strategien kritisch zu reflektieren und das 
geplante Vorgehen an sich wandelnde Erfordernisse 
anzupassen. 

Professionalität und Allparteilichkeit 
Beteiligungsverfahren sind moderierte Dialoge. Sie 
erfordern professionelles Handwerkszeug, allpartei-
liche Moderation sowie ein transparentes Prozess-
design. Da die Prozessbeteiligten jeweils eine eigene 
Agenda haben, kann die allparteiliche Moderati-
on grundsätzlich nur von externen Dritten geleistet 
werden. 

Respekt und Wertschätzung 
Die Teilnehmer eines Dialogverfahrens sollten sich 
respektvoll auf Augenhöhe begegnen – ungeachtet 
formaler Funktionen und Rollen. So werden kollabo-
rative Beziehungen zwischen den Akteuren ermög-
licht, die für gemeinsames Gestalten unbedingt 
erforderlich sind. 

Kontinuität, Verbindlichkeit und Verantwortung 
Die beteiligenden und beteiligten Personen sollten 
kontinuierlich am Verfahren teilnehmen. Die Mitwir-
kenden aus Verwaltung und Wirtschaft sollten die 
erarbeiteten Ergebnisse berücksichtigen, mittragen 
und umsetzen. Um dem Vertrauen der Beteiligten 
Rechnung tragen zu können, müssen Planungs- und 
Vorhabenträger über entsprechende Entscheidungs-
befugnisse verfügen.

Krisen als Chancen 
Konflikte können ein Planungsverfahren empfindlich 
belasten oder sogar blockieren. Konstruktiv genutzt, 
sind sie jedoch ein Motor für die Vorhabenentwick-
lung. Weil sie nach Lösungen verlangen, können 
Krisen die Kommunikation aktivieren, die beteiligten 
Gruppen festigen und dadurch die Konsensfindung 
fördern. 
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Von der Theorie in die Praxis

Potentiale und Hemmnisse

6	 „Planungsbeteiligung bei Windenergieprojekten“ 10 / 2015, Erfurt ( FA Wind 2015b ); „LEADER-Regionen und Windenergienutzung“ 03 / 2016, 
Lutherstadt Wittenberg ( FA Wind 2016b ); „Krisen vermeiden, Spielräume nutzen – Konflikte in der kommunalen Windenergieplanung meistern“ 
04 / 2016, Mannheim & Osnabrück ( FA Wind 2016c ); Workshop der Landesenergieagenturen „Von der Theorie in die Praxis – wie kann die 
Implementierung guter informeller Beteiligung effektiv unterstützt werden?“ 12 / 2016, Berlin ( FA Wind 2016d ); „Leinen los! Auftakttreffen zu  
einem Dialogprozess zu Potentialen und Grenzen informeller Beteiligung“ 03 / 2017, Berlin ( FA Wind 2017b ).

Informelle Beteiligung ist kein Muss und bindet Res-
sourcen. Daher ist die Frage nach Nutzen und Mehrwert 
informeller Beteiligungsarbeit für Planungs- und Vorha-
benträger gerechtfertigt. In den Beteiligungsleitfäden 

( Impuls ( 2013 ), Energieagentur NRW ( 2014 ) VDI ( 2014; 
2015 ) und im Rahmen von Workshops der FA Wind 6 
wurden folgende Potentiale und Effekte sowie Grenzen 
frühzeitiger informeller Beteiligung herausgearbeitet:

Weshalb eigentlich frühe, informelle Beteiligung? – Potentiale

Aktivierung der Öffentlichkeit
•	 �Proaktive, frühzeitige Initiative: Insbesondere 

staatliche Akteure können den Windenergieaus-
bau frühzeitig auf die öffentliche Agenda setzen 
und Beteiligungsverfahren einleiten – beispielswei-
se im Rahmen der Erstellung von ( Wind- )Energie- 
oder Klimaschutzkonzepten.

•	 �Schweigende Mehrheit aktivieren: Neutrale 
oder indifferente Bürger können in Dialogver
fahren ausgewogen informiert und in den 
Beteiligungsprozess einbezogen werden. Gegen-
wärtig wird dieses Feld oftmals dogmatischen, 
gegen Windenergie agierenden Bürgerinitiativen 
überlassen.

Information der Öffentlichkeit und 
Versachlichung der Diskussionen
•	 �Fachlich fundierte, glaubwürdige Information 

der betroffenen Öffentlichkeit zu Verfahren 
( Planung, Genehmigung ), Umsetzung und Aus-
wirkungen ( Vor- und Nachteile ) eines Projekts:  
In Dialogformaten können Informationen ver-
ständlich und auf Augenhöhe vermittelt werden. 

•	 �Erwartungen erden, Rollen klären: Die 
Erwartungen der Akteure an ihren Einfluss 
im Beteiligungsverfahren auf Projektplanung, 
Genehmigung und Umsetzung und tatsächli-
che Gestaltungsspielräume können ausgelotet 
werden. Möglicher Frustration kann vorgebeugt 

werden, wenn Rollen, Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten der unterschiedlichen Akteure geklärt 
werden.

Bedingungen vor Ort berücksichtigen 
•	 �Soziale Bedürfnisse aufgreifen: Bürger und 

Träger öffentlicher Belange erwarten im Vorfeld 
konkreter Planungen aktiv informiert zu werden 
und Gehör zu finden. Projektierer sollten die je-
weilige Kommune frühzeitig – möglichst parallel 
zur Flächenakquise – kontaktieren und proak-
tiv auf lokale Akteure, Netzwerke und die lokale 
Presse zugehen. 

•	 �Expertise vor Ort nutzen: Da bei informellen 
Prozessen nicht bestimmt ist, wer wann wie zu 
beteiligen ist, können individuelle Formen der 
Zusammenarbeit gefunden und Akteure animiert 
werden, sich konstruktiv in die Umsetzung von 
Projekten einzubringen. 

Konflikte vorbeugen
•	 �Konfliktprävention und frühzeitiges 

Konfliktmanagement: Die im Vorfeld von 
Beteiligungsprozessen notwendigen Akteurs- 
und Themenfeldanalysen dienen nicht nur der 
Konzeption eines passenden Verfahrensdesigns, 
sondern auch als Frühwarnsystem für Konflikte. 
Gemeinsam mit transparenter Information bilden 
sie die Basis für passfähige Dialog- und ggf.  
auch Mediationsangebote. 
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•	 �Vertrauen aufbauen und erhalten: Durch 
Transparenz und fundierte Sachinformationen 
zum Stand der Planung, zu Verantwortlichkeiten 
und Einflussmöglichkeiten sowie Auswirkungen 
des Vorhabens vor Ort kann Vertrauen in Verfah-
ren und Akteure aufgebaut werden.

•	 �Interkommunale Kooperation: Die räumliche 
Betroffenheit von Windenergieprojekten orientiert 
sich nicht an Verwaltungsgrenzen. Auch potentiell 
betroffene Nachbarkommunen können in Dialog-
verfahren eingebunden und, neben möglichen 
Konflikten, Optionen für interkommunale Zusam-
menarbeit identifiziert werden. 

Verfahrensgerechtigkeit stärken
•	 �Verfahrensgerechtigkeit verbessern: Durch 

eine frühzeitige Information und Einbindung der 
Öffentlichkeit kann das Bedürfnis der Betroffenen 
nach Selbstwirksamkeit aufgegriffen werden und 
damit die wahrgenommene Gerechtigkeit des 
Planungsverfahrens gestärkt werden.

•	 �Identifikation projektspezifischer Gestaltung­
spielräume: Auch wenn die Entscheidungen zu 
der Standortwahl und anderen Aspekten eines 
Windenergieprojekts bereits getroffen sind, be-
stehen noch Gestaltungsspielräume für finanzielle 
Teilhabe.

Verteilungsgerechtigkeit verbessern
•	 �Teilhabe stärken: In Beteiligungsprozessen 

können gemeinsam Teilhabemodelle für Bürger 
und Gemeinden identifiziert und ausgestaltet wer-
den, die die Situation vor Ort und die Bedürfnisse 
der Menschen berücksichtigen. Bürger erwarten, 
dass Kommunen diese Spielräume lokal spezifisch 
ausgestalten und Projektierer interessante Ange-
bote vorlegen. 

•	 �Die Einbindung der regionalen Wirtschaft 
und damit die Stärkung der Wertschöpfung vor 
Ort kann im Zuge von Dialogprozessen verbessert 
werden.

Projekte optimieren
•	 �Optimierung der Projekte durch neue Ideen 

und die Einbindung von lokalem Wissen: 
Hemmnisse können frühzeitig angegangen  
und Projekte angepasst werden.

•	 �Erarbeitung effizienter und tragfähiger 
Lösungen: Im Rahmen informeller Beteiligungs-
verfahren können Lösungsvorschläge erarbeitet 
werden, die in der Bevölkerung stärker legitimiert 
und damit aktiv akzeptiert sind.

Projekte effizienter umsetzen
•	 �Risikominimierung und Kostenreduktion für 

Vorhabenträger: In Dialogverfahren können 
Planungs- und Vorhabenträger mögliche Fehlein-
schätzungen und unterschätzte Risiken rechtzeitig 
erkennen. Sie sind damit ein grundlegender Teil 
des projektspezifischen Risikomanagements.

•	 �Beschleunigung des Planungsverfahrens und 
Entlastung des Genehmigungsverfahrens, da 
bereits im Vorfeld mit Bürgern und lokalen Akteu-
ren vor Ort gut abgestimmte Genehmigungsan
träge eingereicht werden können.

•	 �Steuerung der frühen Öffentlichkeitsbeteili­
gung, die im Jahr 2013 mit § 25 Abs. 3 in das 
Verwaltungsverfahrensgesetz ( VwVfG ) eingeführt 
wurde.

Akzeptanz fördern
•	 �Die Akzeptanz der Projekte vor Ort wird 

insbesondere durch die Verbesserung der Verfah-
rens- und Verteilungsgerechtigkeit gestärkt.

•	 �Die Akzeptanz der Energiewende insgesamt 
wird durch die aktive Einbeziehung der Öffent-
lichkeit, und der gegebenenfalls verbesserten 
Akzeptanz der Projekte vor Ort, gestärkt. Der 
Stellenwert, den lokale Konflikte in der öffentli-
chen Energiewendediskussion einnehmen, kann 
verringert werden. 
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Warum ist Beteiligung eigentlich kein Selbstläufer? – Umsetzungshemmnisse

7	 Gleichzeitig sind die Kosten für Beteiligungsverfahren mit 25.000 bis 50.000€ ( inklusive Visualisierung ) ( Roßnagel 2016 ) verglichen mit den 
Gesamtprojektkosten schon bei kleinen Windparks relativ gering.

Knappe Ressourcen 
•	 �Beteiligung ist ein Lernfeld und beansprucht 

vielerorts knappe Ressourcen – finanzielle, per-
sonelle und fachliche. Insbesondere für kleine 
ländliche Gemeinden sind Windenergieprojekte 
eine komplexe planerische Aufgabe, sodass für 
die informelle Beteiligung kaum Ressourcen vor-
handen sind.7

•	 �Beteiligungswissen ist vielerorts nicht vor­
handen. Insbesondere im ländlichen Raum gibt 
es entsprechende Bedarfe, die jedoch vielfach 
nur schwer adressiert werden können.

Unzureichende Strukturen
•	 �Zuständigkeiten fehlen: Informelle Öffentlich-

keitsbeteiligung ist als Tätigkeitsbereich in der 
Regel nicht verortet. Qualifizierte „Kümmerer“ 
fehlen, sowohl bei Kommunen als auch bei 
Projektierern.

•	 �Die bestehende formell geprägte Planungs­
kultur ist schwer reformierbar. Der Fokus der 
Planung liegt primär auf Rechtssicherheit und 
nicht auf der Stärkung individuell wahrgenom-
mener Gerechtigkeit. 

•	 �Differenzierte Förderstruktur: Beteiligung 
wird in den Bundesländern sehr unterschiedlich 
gefördert, in einigen intensiv – mit spezifischer 
organisatorischer und institutioneller Infrastruk-
tur – in anderen bislang gar nicht.

•	 �Die Komplexität der Fachsprache und von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren 
überfordert Bürger und wirkt entsprechend  
als Beteiligungshemmnis.

•	 �Fragen zur Legitimität informeller Prozesse 
und zum Verhältnis von direkter und repräsen-
tativer Demokratie müssen vielerorts erst geklärt 
werden.

Fehlende Motivation
•	 �Informell bedeutet freiwillig. In § 25 Abs. 3 

VwVfG ist zwar vorgesehen, dass die Behörde beim 
Träger der Planung auf eine frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung hinwirkt – ohne jedoch die Behör-
de oder den Planungs- oder Vorhabenträger dazu 
zu verpflichten.

•	 �Vielerorts fehlt der Wille. Vorbehalte gegenüber 
Windenergieprojekten und / oder Öffentlichkeitsbe-
teiligung führen zu Passivität.

•	 �Der Mehrwert von Beteiligung wird vielfach 
nicht erkannt. Frühzeitiger Information und 
Beteiligung steht die Sorge „schlafende Hunde zu 
wecken“ entgegen. Beteiligung steht und fällt mit 
den handelnden Personen.

•	 �Vorbehalte gegenüber Beteiligung werden 
durch Berichte über eskalierte Bürgerversammlun-
gen und gewaltsame Protestformen verstärkt.

Bestehende Konflikte
•	 �Tradierte und thematisch anders gelagerte 

Konflikte innerhalb einer Kommune oder zwischen 
Kommunen übertragen sich auf Windenergiepla-
nungen und belasten die Beteiligungsplanung zu-
sätzlich durch ein eingespieltes Gegeneinander der 
Konfliktparteien.

•	 �Emotionalisierung und Eskalation von Kon­
flikten: Wenn das Meinungsbild vor Ort stark 
polarisiert ist und „gefühlte Wahrheiten“, Fehlinfor-
mationen und gegenseitige Vorwürfe die Debatte 
dominieren, dann erschwert das eine sachliche Dis-
kussion – zumindest mit Teilen der Öffentlichkeit.

•	 �Gegensätzliche Interessen und Rechtspositio­
nen von Projektierern, Flächeneigentümern und 
Windenergiegegnern können auch in Beteiligungs-
verfahren nicht immer aufgelöst werden. 
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Geringe Gestaltungsspielräume 
•	 �Die Entscheidung, ob und wo ein Projekt 

umgesetzt werden kann, ist vielerorts nicht 
mehr verhandelbar. In vielen Ländern wird 
darüber auf Ebene der Regionalplanung entschie-
den und kann nur bei der Regionalplanerstellung 
beeinflusst werden.

•	 �Die grundsätzliche Unverbindlichkeit infor­
meller Beteiligung muss von Beginn an klar und 
deutlich kommuniziert werden. Es muss geklärt 
werden, ob, wie und ggf. in welchem Maße die 
Ergebnisse einzelner Maßnahmen Verbindlichkeit 
erlangen können.

•	 �Beteiligung ist kein Allheilmittel und 
voraussetzungsreich: Nur wenn Spielräume in 
der Planung existieren, ist sie überhaupt sinnvoll. 
Sonst kann lediglich gut und transparent infor-
miert werden. Die Erwartungen an die Wirkung 
informeller Verfahren sollten einer realistischen 
Prüfung standhalten.

Wer kann Was tun? – Rollen bei der Initiierung informeller Beteiligungsverfahren

8	 Z. B. über die nationale Klimaschutzinitiative.

9	 Die nachfolgende Darstellung der unterschiedlichen Rollen und Handlungsfelder basieren wesentlich auf einer Auswertung von Workshops und 
Veranstaltungen der FA Wind ( vgl. Fußnote 4 ).

Informelle Beteiligung erfolgt freiwillig. Zwar wird der 
grundsätzliche Nutzen und Mehrwert transparenter In-
formation und frühzeitiger Beteiligung überwiegend 
anerkannt. Die Verantwortung für eskalierende Pro-
jekte und die Umsetzung von Information und Beteili-
gung wird jedoch zwischen den Akteuren und Ebenen 
hin- und hergeschoben: Die Bundesebene verweist zur 
Umsetzung der Energiewende auf die Länder, die Län-
der wiederum auf die Regionalplanung und die Kom-
munen. Die Kommunen fordern ihrerseits Unterstützung 
von „oben“ ein, insbesondere eine aktive Rolle seitens 
der Projektierer sowie Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Mitsprache bei der Regionalplanung. Während Projek-
tierer wiederum mit systemimmanenten Zwängen wie 
Planungssicherheit, Kosten- und Konkurrenzdruck ar-
gumentieren, fokussieren Akteure der Regionalplanung 
wie auch Genehmigungsbehörden auf die Rechtssicher-
heit der Planung und verweisen auf die bestehenden 
formellen Beteiligungsmöglichkeiten. Dieses Schwarzer-
Peter-Spiel gilt es zu unterbrechen und gemeinsam die 
Chancen der informellen Beteiligung zu stärken.

Da die öffentliche Verwaltung bereits im Vorfeld von 
Windenergieplanungen aktiv werden kann, kommt ihr 
bei der Implementierung frühzeitiger Beteiligung eine 
entscheidende Rolle zu – beispielsweise im Zuge der Er-
stellung von Energie- und Klimaschutzkonzepten sowie 
im Rahmen der Bauleitplanung. Projektträger können 
die Öffentlichkeit dann an der konkreten Projektplanung 
und -umsetzung beteiligen. 

Für die Finanzierung informeller Beteiligungsverfahren 
im Vorfeld konkreter Projekte und im Kontext der Bau-
leitplanung ist dementsprechend die öffentliche Hand 
relevant. Von Bund und zahlreichen Ländern gibt es un-
terschiedliche Förderangebote, die in diesem Zusam-
menhang genutzt werden können, sowohl für konkrete 
Dialog- und Mediationsverfahren ( vgl. S. 25 ff. ), als auch 
für die partizipative Erstellung von Klimaschutzkonzepten 
und die Finanzierung von Klimaschutzmanagern 8. Im 
konkreten Projektkontext können die jeweiligen Projekt-
träger die Kosten für informelle Beteiligungsverfahren 
übernehmen.9

https://www.klimaschutz.de/kommunalrichtlinie
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Regionalplanung

Die Rolle der Regionalplanung hängt stark von den je-
weils definierten Gebietskategorien ab. Diese unterschei-
den sich zwischen den Bundesländern und zum Teil auch 
zwischen einzelnen Planungsregionen. Werden von der 
Regionalplanung abschließende flächenscharfe Festle-
gungen für den Ausbau der Windenergie getroffen, sind 
auch die Kommunen an diese Vorgaben gebunden und 
haben diesbezüglich nur eingeschränkte Spielräume.  
Die Entscheidung, wo Windenergieanlagen errichtet 
werden, liegt dann maßgeblich bei der Regionalplanung. 
Den Kommunen bleibt nur noch die Konkretisie-
rung dieser Vorgaben. Für die Regionalplanung impli-

ziert dies wiederum, dass Potentiale für eine Stärkung 
der Verfahrensgerechtigkeit von der kommunalen auf 
die regionale Ebene verlagert werden. Da informelle 
Öffentlichkeitsbeteiligung nur schwer mit der Rechts-
sicherheit der Regionalplanerstellung vereinbar ist, 
haben gerade Träger einer abschließenden Regional-
planung über die bestehenden formellen Beteiligungs-
verfahren hinaus kaum Beteiligungsspielräume. Träger 
einer nicht abschließenden Regionalplanung haben 
dagegen größere Spielräume, da die Entscheidung 
über die abschließende Flächenausweisung hier auf der 
kommunalen Ebene angesiedelt ist.

Handlungsfelder für die Regionalplanung

Transparenz stärken
Die Regionalplanung muss ihren Planungsstand kon-
tinuierlich transparent und verständlich darstellen 
und begründen. Dabei müssen die Möglichkeiten 
und Grenzen der Öffentlichkeit über das formel-
le Beteiligungsverfahren Einfluss zu nehmen aktiv 
kommuniziert werden. 

Eigene Rolle und Aufgaben aktiv vermitteln
Die Entscheidungsspielräume und die Rolle der 
Regionalplanung bei der Windenergieplanung 

unterscheiden sich zwischen den Bundesländern 
stark. Das jeweilige Rollen- und Aufgabenverständ-
nis muss entwickelt und aktiv nach außen vermittelt 
werden. 

Beteiligungsspielräume reflektieren
Beteiligungsspielräume sollten reflektiert und trans-
parent begründet kommuniziert werden. Dabei soll-
te auch die Diskrepanz zwischen dem öffentlichen 
Bedürfnis nach stärkerer Beteiligung und der Not-
wendigkeit von Rechtssicherheit reflektiert werden.

Kommunen

Kommunen sind Schlüsselakteure für die Umsetzung 
frühzeitiger Öffentlichkeitsbeteiligung. Sie können auch 
unabhängig von konkreten Projekten, bereits im Vorfeld 
spezifischer Planungen, Themen setzen und die Öffent-
lichkeit frühzeitig an der Umsetzung der Energiewen-
de vor Ort beteiligen. Die Handlungsspielräume von 
Kommunen im Kontext der Windenergie unterschei-
den sich allerdings zwischen den Bundesländern stark, 
in Abhängigkeit der jeweiligen Entscheidungsspielräu-
me der kommunalen Bauleitplanung. In einigen Bundes-

ländern werden die Flächen für den Windenergieausbau 
bereits auf Ebene der Regionalplanung ausgewiesen und 
dann von den betroffenen Kommunen lediglich in die 
eigene Bauleitplanung übernommen. In anderen Län-
dern entscheiden die Kommunen selbst im Rahmen der 
Bauleitplanung über Windenergieflächen und haben 
damit auch entsprechend größere Beteiligungsspielräu-
me. Gleichzeitig verlagert sich damit allerdings auch die 
Konfliktlösung der Entscheidung über das „Wo“ in die 
Kommunen – mit allen Vor- und Nachteilen.



Von der Theorie in die Praxis
  |  15

Bei konkreten Windenergieplanungen stehen sich in den 
Kommunen häufig schwer vereinbare Interessengegen-
sätze gegenüber, die stark emotional diskutiert werden. 
Dabei steht die kommunale Planung vor der besonde-
ren Herausforderung, Vorgaben der jeweiligen Landes-
regierung umzusetzen, unbestimmte Rechtsbegriffe 
auszulegen und vielfältige Interessen abzuwägen – bei-
spielsweise öffentliche und private Interessen, Rechtssi-
cherheit, Erhalt des sozialen Friedens, Vertrauen in Politik 
und Verwaltung. Zudem muss die Kommunalpolitik die 
mehrheitlichen Interessen der Bürgerschaft vertreten, 
was mitunter zu Rollenkonflikten führen kann. Bei Wind-
energieprojekten werden Gemeindevertreter häufig nicht 
als allparteiliche Moderatoren akzeptiert und in die Kon-
flikte hineingezogen.

Zudem werden kommunale Akteure vielerorts erst dann 
mit Informations- und Dialogmaßnahmen aktiv, wenn 
Konflikte offen zutage treten. Dieses späte Intervenieren, 
z. B. durch ad hoc anberaumte Informationsveranstal-
tungen, führt oftmals zu verschärfter Eskalation. Werden 
Windenergieprojekte frühzeitig in ihrem Konfliktpotenti-
al erkannt und mit externer Unterstützung kommunika-
tiv begleitet, kann dies eine Deeskalation ermöglichen. In 
diesem Fall fungiert die Kommune als Mandatgeberin für 
die Initiierung eines Dialogverfahrens durch Dritte.

Kommunen können Konflikte vorbeugen bzw. diese 
möglichst frühzeitig produktiv aufgreifen. Bevor sich 
Windenergieplanungen konkretisieren, kann die Öffent-
lichkeit beispielsweise an der Erarbeitung eines kom-
munalen Klimaschutzkonzeptes beteiligt werden. Dabei 
werden auch Möglichkeiten, Sorgen und Chancen der 
Windenergie im lokalen Kontext diskutiert. Bürger, 
Verbände und Vereine vor Ort können so frühzeitig in  
die Umsetzung der Energiewende einbezogen und damit  
für deren Notwendigkeit sensibilisiert werden. 

Die Resultate eines solchen Prozesses können beispiels-
weise im Kreis Steinfurt beobachtet werden. In Zusam-
menhang mit dem kommunalen Klimaschutzkonzept 
„Energieland 2050“ wurden ein Masterplan Wind und 
„Bürgerwindpark Leitlinien“ aufgestellt. Mit ersterem 
wurden unter anderem Potentialflächen im Landkreis 
identifiziert. Ziele der mit den Bürgermeistern der Ge-
meinden abgestimmten Bürgerwindleitlinien sind: eine 
Ausgewogenheit von wirtschaftlichen, sozialen und na-
turschutzfachlichen Interessen zu erreichen, die regio-
nale Wertschöpfung zu maximieren und finanzielle und 
konzeptionelle Beteiligung an Windenergieprojekten auf-
zubauen. Damit soll auch die Akzeptanz des Windener-
gieausbaus gewährleistet werden. 

Handlungsfelder für Kommunen

Nicht wegducken, sondern aktiv werden:  
frühzeitig, deeskalierend und konstruktiv 
Gerade aufgrund seines Konfliktpotentials sollten 
Kommunen frühzeitig das Thema Windenergie auf 
die lokale Agenda setzen – wenn noch Spielräume 
bestehen und Konflikte nicht eskaliert sind. Von stra-
tegisch großer Bedeutung ist dabei die partizipative 
Erstellung von Klimaschutz- und Energiekonzepten. 
Dabei kann das Thema Windenergie in größere Zu-
sammenhänge eingebettet und diskutiert werden. Im 
ländlichen Raum ist die Landkreisebene eine geeigne-
te Kulisse, um derartige Strategieprozesse zu initiie-
ren, beispielsweise durch Klimaschutzmanager oder 

Energieagenturen im Landkreis. Dabei können aktive 
und passive Gemeinden im Landkreis identifiziert und 
das Thema Windenergie in das öffentliche Bewusst-
sein getragen werden. Zudem können im Rahmen 
der Klimaschutzstrategie eines Landkreises interkom-
munale Kooperationsbedarfe erkannt und gemein-
wohlorientierte Projekte abgestimmt werden. 

Ressourcen mobilisieren – fit machen  
für Beteiligung 
Das Thema Beteiligung weist über die Windener-
gie hinaus und ist für Kommunen langfristig rele-
vant. Ein entsprechendes Verständnis, fachliche und 

http://www.buergerwind-hoerstel.de/media/buergerwind-hoerstel/documents/leitlinien-buergerwindpark.pdf
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methodische Grundkenntnisse sowie das Bewusst-
sein für den Mehrwert von Beteiligung sind gegen-
wärtig jedoch nicht selbstverständlich. Hier können 
auf Landkreisebene ggf. Ressourcen gebündelt und 
die Gemeinden inhaltlich und fachlich unterstützt 
werden. 

Förderangebote nutzen, professionelle 
Unterstützung in Anspruch nehmen 
Bestehende Förder- und Unterstützungsangebote 
für die Initiierung und Umsetzung von Beteiligungs-
prozessen müssen in Erfahrung gebracht, vermittelt 
und genutzt werden. Wo landesseitig keine ent-
sprechenden Angebote existieren, sollten diese ein-
gerichtet und bis dahin Angebote des Bundes in 
Anspruch genommen werden, z. B. die Förderung 
von Klimaschutzkonzepten und -managern ( Kom-
munalrichtlinie der nationale Klimaschutzinitiative ), 
Weiterbildungen für Kommunalvertreter ( Angebo-
te der FA Wind ) oder Vermittlung im Mediationsfall 

( Angebot des Kompetenzzentrums Naturschutz und 
Energiewende ). 

Interkommunal vernetzen – regionale Platt­
formen und Netzwerkakteure stimulieren 
Zahlreiche Kommunen haben Erfahrungen mit Wind-
energieprojekten gesammelt und Beteiligungs- oder 
Mediationsprozesse initiiert. Hier kann über in-
terkommunale Netzwerke wichtiges Erfahrungs-
wissen vermittelt werden. Auch auf regionaler 
Ebene kann interkommunale Abstimmung hilf-
reich sein, beispielsweise wenn Windenergieprojekte 
an Gemeindegrenzen umgesetzt werden und um 
gemeindeübergreifend gemeinsam Positionen zu fin-
den und Ressourcen zu bündeln. Potentiell wichtige 
Akteure zur Förderung des interkommunalen Aus-
tauschs und der Informationsarbeit sind die kommu-
nalen Spitzenverbände der Länder, die Landkreise, 
LEADER-Netzwerke und die Landes- bzw. regionalen 
Energieagenturen.

Projektierer

Im Aufgabenverständnis von Projektierern spielt frühzei-
tige, informelle Beteiligung bislang kaum eine Rolle. Das 
Bewusstsein für gute, dialogorientierte Informationsar-
beit nimmt jedoch zu, beispielsweise ersetzen dezentrale 
„Infomärkte“ zunehmend die frontalen, vielmals eskalie-
renden Informationsveranstaltungen. 

Frühzeitige Beteiligung wird nicht als originäre Aufga-
be in der Projektierung angesehen und dabei auf struk-
turelle Beteiligungshemmnisse verwiesen. Um gute 
Bedingungen für die Vertragsverhandlungen mit Flächen
eigentümern zu haben, agieren Projektierer bei Flächen-
analyse und -akquise in der Regel im Verborgenen. Nach 
dem Prinzip „Erst wenn die Flächen gesichert sind, ist es 
ein Projekt.“ treten die Unternehmen erst dann öffent-
lich auf, wenn die Flächensicherung abgeschlossen ist. 
Dass dieses Vorgehen Gerüchte schürt und die Grün-
dung aufgebrachter Bürgerinitiativen begünstigt, ist 
vielen Projektierern bewusst. Dennoch wird nicht mehr 
Offenheit praktiziert, da dies zu Wettbewerbsnachteilen 

führen kann. Entsprechend sind die Kommunikations-
strategien meist reaktiv und setzen spät an. 

Dabei haben Projektierer durchaus eigene Möglichkei-
ten Beteiligungsspielräume zu eröffnen: beispielsweise 
Bürgerwindenergieanlagen, gemeinwohlorientierte Teil-
habemodelle, maßgeschneiderte Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen. Schon allein wegen des ggf. abnehmenden 
Konfliktpotentials sollten derartige Angebote auch im 
Rahmen ökonomischer Abwägungen in der Projektie-
rung sinnvoll erscheinen.
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Handlungsfelder für Projektierer

Notwendigkeit für gute Information und 
Beteiligung erkennen 
Das Vertrauen der Öffentlichkeit und die Akzeptanz 
von Windenergieprojekten vor Ort sind schneller ver-
loren als aufgebaut. Dies kann Projekte verhindern 
und die Geschäftstätigkeit von Projektierern letztlich 
nachhaltig gefährden. 

Verhaltenscodex für Vorgehen bei Flächen­
akquise entwickeln
Damit frühzeitige Transparenz nicht als Wettbewerbs-
nachteil begriffen wird, ist ein grundlegender Wan-
del in der Branche notwendig. Dazu gehört auch eine 
Diskussion über die gegenwärtige Flächensicherungs-
praxis und über verbindliche Beteiligungsstandards. 
Die Richtlinien des VDI ( 7000 und 7001 ) arbeiten das 
Handlungsfeld der frühen, informellen Öffentlich-
keitsbeteiligung aus Projektmanagementperspektive 
auf. Diese sollten auf die besondere Situation der 
Windenergie übertragen werden.

Eigene Beteiligungsspielräume offen 
reflektieren 
Die Spielräume für Beteiligung werden meist als 
gering angesehen. Vor diesem Hintergrund sollten 
Potentiale der Ausgestaltung von sozialem En-
gagement vor Ort, der partizipativen Evaluation 
von Entwurfsplanungen oder zur Berücksichti-
gung des Landschaftsbildes diskutiert werden – 

sowohl grundsätzlich als auch projektbezogen. 
Möglichkeiten oder Formen der finanziellen Teilhabe 
der ansässigen Bevölkerung und der regionalen Wert-
schöpfung sollten konsequent ausgelotet werden. 
Dabei sollten frühzeitig vor Ort gemeinsam passende 
Teilhabeformen kreiert werden – nicht erst bei 
externem Druck oder sich abzeichnenden Konflikten.

Dialogkultur entwickeln
Eine Dialogkultur muss erlernt, entwickelt und gelebt 
werden. Dafür ist Mut zu Transparenz und Dialog auf 
Augenhöhe notwendig. Kommunen, Stakeholder 
und die vor Ort lebenden Menschen müssen sich als 
Partner anerkennen.

Beteiligungskultur in die eigene Unternehmens-
DNA integrieren
Um eine Beteiligungskultur zu entwickeln, ist es 
notwendig, die aktuelle Projektierungspraxis selbst-
kritisch in Frage zu stellen und zu reflektieren. Be-
teiligung muss in das Projektmanagement integriert 
und das eigene Selbstverständnis im Umgang mit der 
Öffentlichkeit gewandelt werden. Dies sollte nicht 
allein Ingenieuren und Betriebswirten überlassen 
werden, sondern qualifiziertes Fachpersonal hinzuge-
zogen werden. Die Geschäftsführung trägt in diesem 
Veränderungsprozess eine besondere Verantwortung.

Energieagenturen 

10	 Beispielsweise Angebote der Fachagentur Windenergie an Land, des Service- und Kompetenzzentrums Kommunaler Klimaschutz,  
des Kompetenzzentrums Naturschutz und Energiewende oder der Agentur für Erneuerbare Energien

Landesenergieagenturen versuchen die Akzeptanz der 
Energiewende zu stärken, Beteiligungshemmnissen auf 
kommunaler Ebene entgegenzuwirken und die inter-
kommunale Kooperation zu stärken. Sie treten als Auf-
klärer, Beobachter und Kommunikatoren in Erscheinung, 
sie sind Dreh- und Angelpunkte für die Kooperation in 
den Ländern und unterstützen die an der Umsetzung vor 
Ort aktiven Akteure, insbesondere Kommunen. 

Dazu bieten einige Landesenergieagenturen Online-Platt-
formen an und unterstützen Dialogprozesse fachlich und 
finanziell ( für eine ausführlichere Darstellung ausgewähl-
ter Angebote der Landesenergieagenturen siehe S. 28 f. ). 
Auch Einrichtungen auf Bundesebene bieten unter-
schiedliche Informations- und Vernetzungsangebote für 
Praxisakteure unterschiedlicher Handlungsebenen an.10 
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Handlungsfelder für Akteure auf Landes- und Bundesebene 

Wissen schaffen und bündeln 
Beteiligung ist für alle Beteiligten ein Lernfeld und 
muss entsprechend unterstützt werden. Verfahren 
und Methoden sollten kontinuierlich evaluiert und Er-
fahrungen gebündelt werden. Zudem müssen beste-
hendes Wissen und Informationen besser verbreitet 
werden. Bestehende Angebote sollten gebündelt, 
vernetzt und länderübergreifend koordiniert und 
kommuniziert werden. 

Beraten und befähigen 
Um das Thema Beteiligung im Kontext von Wind-
energieprojekten zu stärken, ist eine aktive Informa-
tionsarbeit notwendig, die auch Grundsatzfragen zu 
Klimawandel, Energiewende und Windenergienut-
zung aufgreift und die Notwendigkeit der Energie-
wende vermittelt. Um unterschiedliche Zielgruppen 
zu erreichen, sollten vielfältige Formate wie Plakat-
reihen, Erklärfilme, Planspiele und Methoden der 
Umweltbildung genutzt werden. Neben passiven In-
formationsangeboten sollten möglichst Berater vor 
Ort aktiv werden. Zudem sind Bildungsangebote für 
Akteure der öffentlichen Verwaltung und Projektierer 
notwendig, um Basiswissen für transparente Infor-
mation, für die Gestaltung von Dialogprozessen und 
den Mehrwert von Öffentlichkeitsbeteiligung zu ver-
mitteln.

Themen setzen und Narrative entwickeln
Gesellschaftliche Aspekte, z. B. Verfahrens- und 
Verteilungsgerechtigkeit und die Veränderung des 
Landschaftsbildes, sind für den Windenergieausbau 
vor Ort von großer Bedeutung, spielen aber im ad-
ministrativen und politischen Kontext eine unterge-
ordnete Rolle. Entsprechend müssen diese Themen 
durch Veranstaltungen, Runde Tische und Plattfor-
men, auch für informelle Gespräche, stärker in den 
Fokus gerückt werden. 

Mit Geschichten und Bildern – sogenannten Narrati-
ven – wird Kompliziertes erzählbar und für die eige-
ne Lebenswelt begreifbar. Sie entfalten damit leicht 
große Wirkung und können Menschen mobilisieren 
und motivieren. Über Narrative können Windenergie
projekte in lokale und landschaftliche Kontexte 
eingebunden oder die Energiewende als gesellschaft-
liches Gemeinschaftswerk vermittelt werden.

Instrumente entwickeln, nutzen und verfeinern
Individuelle Konflikt-, Themen- und Akteursanalysen 
sind essentielle Grundlage für gelingende Dialog- 
und Beteiligungsverfahren und müssen mit ent-
sprechender Sorgfalt durchgeführt werden. Dafür 
sind Fördermittel und verlässliche politische Unter-
stützung notwendig. Zudem sollten Instrumente 
entwickelt werden, mit denen die Phase der Flächen-
sicherung konstruktiv begleiten werden kann – z. B. 
Bürger( meister )-Sprechstunden, Aufklärung über Ver-
träge oder Instrumente wie dem Flächenpooling. 

Formelle und informelle Beteiligung 
verschränken, Regeln gestalten
Potentiale und Defizite formeller Beteiligung und 
die Möglichkeiten zur Verzahnung mit informellen 
Prozessen müssen intensiver reflektiert werden – 
ebenso die Ausgestaltung von Regeln und /
oder Anreizsystemen für bessere Beteiligung, 
z. B. als Selbstverpflichtungen oder über eine ge-
setzliche Verankerung von bislang informellen 
Beteiligungsverfahren und Teilhabeoptionen.

Strukturen schaffen und gestalten 
Die unterschiedlichen für die Umsetzung der Energie
wende relevanten Sektoren und Handlungsebenen 
müssen besser vernetzt werden. Damit können 
Potentiale der verschiedenen Akteursgruppen zur 
Stärkung des Themas Beteiligung stimuliert und 
Synergien besser genutzt werden.
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Auf dem Papier ist vieles vorhanden

Ausgewählte Beteiligungsleitfäden

11	 Eine nach Bundesländern gegliederte Übersicht gibt es auf der FA Wind Homepage.

Praxis und Forschung zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
blicken in Deutschland inzwischen auf über 40 Jahre 
Erfahrung zurück. Das Handlungsfeld ist elaboriert und 
es liegen zahlreiche anwendungsorientierte Publikatio-
nen vor. Die institutionellen Kontexte von Beteiligungs-
prozessen unterscheiden sich zwischen den einzelnen 
Bundesländern mitunter stark. Dies spiegelt sich auch 
in den Veröffentlichungen wider. Die nachfolgend dar-
gestellten Dokumente stellen nur einen Teil der Publi-
kationen zu Beteiligung und Teilhabe im Kontext der 
Windenergie dar. Sie ergänzen sich hinsichtlich ihrer 
Perspektiven und Zielgruppen:11 

•	 �Die VDI Richtlinien 7000 und 7001 bilden ein zen-
trales und umfassendes Referenzwerk für frühe 
Öffentlichkeitsbeteiligung. Die Richtlinien verzahnen 
formelle und informelle Beteiligungselemente und 
betrachten Öffentlichkeitsbeteiligung zuvorderst aus 
Sicht der Vorhabenträger und des Projektmanage-
ments.

•	 �Der Leitfaden „Windenergievorhaben und Akzeptanz. 
Bürgerbeteiligung an Planungsverfahren als integrati-
ves Projektmanagement“ greift das Phasenmodell der 
VDI 7000 auf und überträgt es auf die Planung von 
Windenergieprojekten in Nordrhein-Westfalen, große 
kommunale Handlungsspielräume berücksichtigend.

•	 �Der Leitfaden „Bürgerbeteiligung – Die Energiewende 
gemeinsam gestalten“ richtet sich ebenfalls an kom-
munale und regionale Akteure aus Politik und Verwal-
tung, jedoch im Kontext eines stark regionalplanerisch 
gesteuerten Windenergieausbaus, mit geringeren 
kommunalen Handlungsspielräumen.

Die Richtlinien VDI 7000 und 7001 zu Kommunikation und früher Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die Richtlinien 7000 „Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei Industrie und Infrastrukturprojekten“ und 7001 
„Kommunikation und Öffentlichkeitsbeteiligung bei Pla-
nung und Bau von Infrastrukturprojekten“ des Vereins 
Deutscher Ingenieure ( VDI ) bilden seit ihrem Erscheinen 
2014 / 2015 ein zentrales Referenzwerk für die Einbin-
dung der Öffentlichkeit in die Planung und Umsetzung 
von Groß- und Infrastrukturprojekten. Die Richtlinien 
richten sich primär an Vorhabenträger und geben Emp-
fehlungen, wie sich Organisationen auf Prozesse frü-
her Öffentlichkeitsbeteiligung vorbereiten und diese 
dann in den einzelnen Projektphasen umsetzen kön-
nen. Dazu werden die Zwecke und Nutzen von Betei-
ligungsverfahren für Planungsträger dargestellt und 
Herausforderungen sowie Grundsätze einer erfolgreichen 
Öffentlichkeitsbeteiligung dargestellt. 

Die VDI Richtlinien sind zudem eine Orientierungshilfe für 
Zulassungsbehörden, die nach § 25 Abs. 3 Verwaltungs-
verfahrensgesetz ( VwVfG ) auf eine Durchführung früher 
Öffentlichkeitsbeteiligung hinwirken sollen ( Brennecke 
2016; Verwaltungsvorschrift  Öffentlichkeitsbeteiligung 
Baden-Württemberg ). Die Inhalte können auch auf kom-
munale Planungsträger übertragen werden. 

http://www.fachagentur-windenergie.de/themen/beteiligung/linksammlung-zum-thema-beteiligung.html
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Die VDI 7000: „Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei Industrie- und Infrastrukturprojekten“

Die VDI 7000 strukturiert das Beteiligungsverfahren in 
vier Phasen mit jeweils mehreren Beteiligungsschritten 
und ordnet diese den Phasen des Projektmanagements 
zu. Dabei werden jeweils Aktivitäten und Zuständig-
keiten definiert und begründet. Zur Unterstützung der 
Umsetzung enthält die Richtlinie zahlreiche Arbeitshil-
fen wie Checklisten, Ablaufpläne und Analyseschemata, 
beispielsweise zur Identifizierung organisationinterner 
Defizite oder der Durchführung von Stakeholder- und 
Diskursanalysen. 

Im Vorfeld konkreter Beteiligungsverfahren ist zunächst 
eine umfassende interne Sensibilisierung für die Not-
wendigkeit früher, informeller Öffentlichkeitsbeteiligung 
notwendig. Daran knüpfen die vier operativen Umset-
zungsphasen an: 

1.  Strukturen und Kompetenzen aufbauen
2.  Öffentlichkeit strukturiert beteiligen
3.  Genehmigungsverfahren unterstützen
4.  Bauphase und Projekt begleiten

Die einzelnen Beteiligungsschritte und deren Arbeits-
pakete werden jeweils hinsichtlich ihrer Ziele und Not-
wendigkeiten charakterisiert und begründet. Daran 
anknüpfend werden jeweils relevante Schritte, Methoden 
und Beteiligungsinstrumente ausgeführt und begründet. 
Es werden Hinweise zur Umsetzung gegeben und durch 
Schlüsselfragen für die Projektarbeit operationalisiert. 

Das Bausteinschema der Richtlinie darf nicht zu starr ver-
standen werden. Die Notwendigkeit kontextspezifischer 
Beteiligungsprozesse und der Forderung nach flexiblen 
Planungsprozessen wird entsprechend betont. 

Die VDI Richtlinie 7001: „Kommunikation und Öffentlichkeitsbeteiligung bei Planung und Bau 
von Infrastrukturprojekten“

Die parallel zur VDI 7000 erarbeitete und bereits im März 
2014 veröffentlichte VDI 7001 „Kommunikation und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung bei Planung und Bau von Infra-
strukturprojekten“ richtet sich speziell an Bauingenieure 
und Architekten. Als zentrale Potentiale für Vorhabenträ-
ger werden in der Richtlinie Kostensenkung und Risiko
minimierung angeführt ( vgl. Abbildung 5 ).

In der Richtlinie werden die Grundsätze der VDI 7000 
auf die Leistungsphasen für Architekten und Ingenieu-
re ( HOAI ) übertragen. Grundprinzipien und Standards 
für Kommunikation und Beteiligung bei Infrastrukturpro-
jekten werden zusammengestellt. Die Maßnahmen nach 
HOAI setzen später im Planungsverfahren an als die der 
VDI 7000. Damit sind sie gut für Projektierer von Wind-
energieanlagen geeignet, da diese erst verhältnismäßig 
spät im Planungsverfahren öffentlich aktiv werden.



Von der Theorie in die Praxis
  |  21

HOAI- Phase Beteiligung

1 Grundlagenermittlung Ermittlung der unternehmensinternen Beteiligungsgrundlagen  
( wer, wann, was, wie, mit wem? )

2 �Vorplanung mit 
Kostenschätzung

Stakeholder- und Themenanalysen Ò partizipative Entwicklung einer projektspezifischen 
Kommunikations- und Beteiligungsstrategie 

3 �Entwurfsplanung / 
Kostenberechnung

Erstellung und Beratung von Entwurfsplanungen Ò Anwohnerdialog

4 Genehmigungsplanung verständliche Kommunikation von Entscheidungsprozessen und Planungsinhalten

5 Ausführungsplanung Bereits initiierte Dialoge werden weitergeführt; Kontakt mit Anwohnern und Bürgern wird 
intensiviert ( durch Informationsangebote, Dialogveranstaltungen, Bürgertelefon )

6 / 7 �Vorbereitung / Mitwir-
kung Vergabe

Erläuterung der Vergabeverfahren und Berücksichtigung regionaler Wertschöpfung  
bei Auftragsvergabe

8 Objektüberwachung Gewährleistung des Kommunikationsflusses und Öffentlichkeitsarbeit, beispielsweise durch 
Baustellenbesichtigungen und -events

9 Objektbetreuung Öffentliche Präsentation der Projektresultate – auch die der Öffentlichkeitsbeteiligung

Phasen 1 bis 10: kontinuierliche, systematische Dokumentation und Evaluation der Beteiligungserfahrungen

Tabelle 1: Öffentlichkeitsbeteiligung nach HOAI Phasen, eigene Darstellung nach VDI 7001

Ohne Bürgerbeteiligung
Gefahr von Eskalation und Kostenexplosion

Mit Bürgerbeteiligung
Differenzierte Wahrnehmung, steuerbare Kostenentwicklung

Öffentliche 
Wahrnehmung

Kosten

Kostenexplosion

Öffentliche 
Wahrnehmung

Eskalation

Öffentlichkeit

Medien

Stakeholder / 
Multiplikatoren

Experten

Eskalation

Kosten

Vorplanung Planfeststellung BetriebBau

Öffentliche 
Wahrnehmung Kosten

Kosten

Öffentliche  Wahrnehmung

Eskalation

Öffentlichkeit

Medien

Stakeholder /
Multiplikatoren

Experten

Vorplanung Planfeststellung BetriebBau

Mehrkosten insb. durch
– Bauverzögerung
– Opportunitätskosten

Abbildung 5: Öffentliche Wahrnehmung und Projektkosten mit und ohne Bürgerbeteiligung ( Quelle: VDI 7001 )
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Der Leitfaden: „Windenergievorhaben und Akzeptanz. Bürgerbeteiligung an Planungsverfahren 
als integratives Projektmanagement“

12	 Der Leitfaden bezieht sich dabei auf den Entwurf der VDI 7000, der bereits 2013 vorlag.

13	 Diese werden in NRW von Gemeinden im Rahmen des Flächennutzungsverfahrens festgelegt. Damit ist die Situation in NRW, mit relativ 
weitreichenden kommunalen Gestaltungsmöglichkeiten, nur bedingt auf die Situation in anderen Bundesländern übertragbar. Dort ist die Regional
planung für die Phase der Flächendiskussion zuständig und müsste die entsprechenden informellen Beteiligungspraxen übernehmen.

Der Leitfaden der EnergieAgentur.NRW greift das 
Phasenmodell der VDI 7000 auf12 und überträgt es auf 
die kommunale Planung und Umsetzung von Wind-
energieprojekten in Nordrhein-Westfalen, mit nicht ab-
schließender Regionalplanung und damit entsprechend 
größeren kommunalen Entscheidungsspielräumen. Be-
teiligung wird als Triebfeder für Akzeptanz charakteri-
siert: „Bürgerbeteiligung ist kein ‚nice to have‘ – sie ist 
eine notwendige Bedingung für eine erfolgreiche Ener-
giewende“ ( Renn in EA.NRW 2014b: 4 ). Vor diesem 
Hintergrund werden vier Faktoren als zentrale psycholo-
gische Ursachen lokaler Opposition identifiziert: Gefühl 
der Fremdbestimmung ( 1 ), Gefühl der ungleichen Kos-
ten-Nutzen-Verteilung ( 2 ), Verunsicherung hinsichtlich 
der Fakten und Risikobewertung ( 3 ) und Exklusivität und 
mangelnde Transparenz der Entscheidungsfindung ( 4 ).

Nach der Einführung konzeptioneller Grundlagen wer-
den Möglichkeiten und Gestaltungsspielräume in den 
einzelnen Projektphasen des kommunalen Windener-
gieausbaus dargestellt. Dabei gilt: „Je frühzeitiger die 
Gestaltungsmöglichkeiten eines parallelen Informa-
tions- und Beteiligungsverfahrens mitgedacht und son-
diert werden, umso aussichtsreicher ist eine möglichst 
konfliktarme und akzeptierte Planung“. Entsprechend 
wichtig ist es, eine möglichst frühzeitige informelle Öf-
fentlichkeitsbeteiligung mit dem formellen Beteiligungs-
verfahren des Planungs- und Genehmigungsverfahrens 
im Rahmen des Projektmanagements zu verzahnen.

Vor diesem Hintergrund überträgt die EnergieAgentur.-
NRW die Struktur der VDI 7000 auf Windenergieprojekte 
und formuliert im Rahmen von vier Projektphasen Schrit-
te für eine vorausschauende Öffentlichkeitsbeteiligung 
in Kommunen. Somit wird dem eigentlichen Beteili-
gungsprozess in Phase 1 eine interne Reflexion und Vor-
bereitung vorangestellt ( „Strukturen und Kompetenzen 
aufbauen“ ): Unter anderem sollen Projektstrukturen auf-
gebaut, Themen und Akteure analysiert und das Design 
des Beteiligungsverfahren frühzeitig geplant werden.

Für die Konfliktprävention wird in Phase 2 ( „Gezielt in-
formieren und strukturiert beteiligen“ ) insbesondere 
der Schritt „Flächendiskussion führen“ als entschei-
dend bewertet. Als Beteiligungsgegenstände werden die 
Festlegung weicher Tabukriterien13 und die Einzelfallbe-
trachtung vorläufiger Potentialflächen identifiziert. „Je 
besser die Verwaltung während dieser Phase ( … ) über 
ihr Vorgehen informiert und Optionen zur informellen 
Beteiligung nutzt, desto besser gelingt es Konflikten vor-
zubeugen“ ( ebd. S. 14 ). Das Vorgehen bei der Flächen-
findung soll für Laien nachvollziehbar vermittelt und die 
Ermittlung der Eignungsflächen sorgfältig dokumentiert 
werden. Bei verhärteten Konflikten wird die Organisation 
von Runden Tischen oder Mediationen empfohlen. 
Informelle Strukturen sollen während aller Projektphasen 
gepflegt, in das formelle Beteiligungsverfahren einbezo-
gen und bis zur Betriebsphase fortgeführt werden.

https://broschueren.nordrheinwestfalendirekt.de/herunterladen/der/datei/ea357-windenergievorhaben-pdf/von/windenergievorhaben-und-akzeptanz-buergerbeteiligung-am-planungsverfahren-als-integratives-projektmanagement/vom/energieagentur/1850
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Während der kommunikativen Begleitung der formellen 
Planungs- und Genehmigungsverfahren ( Phase 3 ) soll die 
bereits etablierte Dialogkultur beibehalten und die Öf-
fentlichkeit breitenwirksam über Verfahrensablauf, Betei-
ligungsmöglichkeiten und den aktuellen Planungsstand 
informiert werden ( aktive Pressearbeit, Online-Medien 
und Informationsveranstaltungen ). In der Dokumentati-
on des Beteiligungsverfahrens wird das Bestreben zu ei-
ner konsensualen Lösung deutlich.

Nach der Genehmigung wird die Kommunikation konti-
nuierlich aufrechterhalten ( Phase 4 ). Mit der Errichtung 

der Windenergieanlagen steigt das öffentliche Interes-
se deutlich an. Jetzt sind insbesondere Projektentwick-
ler gefordert zu informieren – beispielsweise durch Flyer, 
Pressearbeit, Informationsveranstaltungen und ein Be-
sucherbüro. Bei passiven Projektierern müssen die Ge-
meinden ggf. verstärkt auf entsprechende Aktivitäten 
hinwirken. Durch regelmäßige Treffen relevanter Akteure 
( Energiestammtische ) können Erfahrungen und Wissen 
gesichert und der interkommunale Austausch verbes-
sert werden. Im Projektverlauf gewonnene Erfahrungen, 
Kompetenzen und Kontakte sollten in einem Projekt-
handbuch dokumentiert werden.

Der „Praxisleitfaden Bürgerbeteiligung – Die Energiewende gemeinsam gestalten“

Der „Praxisleitfaden Bürgerbeteiligung – Die Energiewen-
de gemeinsam gestalten“ ( Impuls 2013 ) wurde im Kon-
text der Planungspraxis in Brandenburg ( abschließende 
Regionalplanung und entsprechend geringere kommu-
nale Spielräume ) erarbeitet und richtet sich an kommu-
nale und regionale Akteure aus Politik und Verwaltung. 
Der Leitfaden führt in das Thema Bürgerbeteiligung ein 
und setzt es in den Kontext des Ausbaus erneuerbarer 
Energien, speziell der Windenergie. Zudem werden kon-
krete Hinweise zur Planung- und Durchführung von Be-
teiligungsprozessen gegeben. Der Aufbau ist modular 
und stark anwendungsbezogen. Zudem ist der Leitfaden 
auch als Online-Tool verfügbar.

Der Leitfaden stellt in der Einführung vier Beteiligungs-
stufen – Information, Konsultation, Dialog, gemeinsames 
Gestalten – sowie Grundsätze und Potentiale von Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vor. Auch Kritik wird aufgegriffen 
und Vorbehalten gegenüber Öffentlichkeitsbeteiligung 
inhaltlich begegnet.

Insgesamt setzt der Leitfaden Beteiligungsprozesse sehr 
frühzeitig an: Als erster Ansatzpunkt für lokale Bürger
beteiligung im Kontext der Windenergie wird die Ent-
wicklung eines kommunalen Klimakonzeptes genannt. 
Der Leitfaden gibt konkrete Beteiligungsbeispiele für 
Kommunen in unterschiedlichen Entwicklungsstadien: 
Das „Einstiegsszenario“( 1 ) für Kommunen, die sich noch 
nicht mit erneuerbaren Energien auseinander gesetzt 

haben, fokussiert auf Ideenworkshops. Das „Fortge-
schrittene Szenario“ ( 2 ) thematisiert die Organisation 
eines bürgernahen Energiekonzepts. Das Vorreiter
szenario“ ( 3 ) informiert über Beteiligungsprozesse  
auf dem Weg zur Modellkommune für erneuerbare 
Energien. 

http://www.buergerwind-hoerstel.de/media/buergerwind-hoerstel/documents/leitlinien-buergerwindpark.pdf
http://www.leitfaden-buergerbeteiligung.de/
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Der dritte Teil des Leitfadens widmet sich explizit Bürger-
beteiligung im Kontext eines Windenergieprojekts für 
Brandenburg – also mit geringeren kommunalen Ent-
scheidungsspielräumen. Dazu werden fünf Stadien ei-
nes Windenergieprojekts skizziert und jeweils Optionen 
für kommunale Bürgerbeteiligung aufgezeigt. Unter an-
derem sollen Bürger während der Ausweisung von Eig-
nungsgebieten von der Gemeinde informiert und bei der 
Beteiligung am formellen Beteiligungsverfahren der Regi-
onalplanung unterstützt werden. Während der Flächensi-
cherung sollen potentielle Flächenbesitzer angesprochen, 
Bürger im Umgang mit Projektierern unterstützt, Flä-
chenpools initiiert und Optionen für Bürgerwindprojekte 
diskutiert werden. Weitere Empfehlungen beziehen sich 
auf die Phase der Kontaktaufnahme von Investoren ( u. a. 
Initiierung eines Dialogverfahrens ), der Einreichung von 
Genehmigungsanträgen ( u. a. aktives Konfliktmanage-
ment ) und der baulichen Umsetzung ( insbes. transparen-
te Kommunikation ).

Der Leitfaden betont die Bedeutung der Regionalpla-
nung für die räumliche Steuerung und die diesbezüg-
lich geringen kommunalen Gestaltungsmöglichkeiten. 
Um die verbleibenden Gestaltungsspielräume zu nut-

14	 https://gut-beteiligt.de/beteiligungsleinwand/

zen, werden Kommunen angehalten, ihre Bürger aktiv 
über formelle Beteiligungsmöglichkeiten zu informieren, 
die Bürger bei der Beteiligung zu unterstützen und selbst 
Möglichkeiten zur Mitgestaltung der kommunalen Stel-
lungnahme anzubieten. Kommunen sollen frühzeitig Be-
teiligungsprozesse initiieren und Bürger einbinden. Ziel 
ist es, unüberlegten Entscheidungen einzelner Flächenei-
gentümer vorzubeugen, gemeinsame Ziele und damit 
eine Verhandlungsposition von Bürgern und Gemeinde 
zu finden und so die eigene Position gegenüber Projek-
tieren zu stärken.

Abschließend werden methodische Aspekte von Bür-
gerbeteiligung thematisiert. Dazu wird der Beteiligungs-
prozess in sechs idealtypischen Phasen dargestellt und 
jeweils einzelne Methoden, Arbeitsschritte, Elemen-
te und Meilensteine beschrieben. Anschließend wird 
auf den mit Beteiligungsprozessen verknüpften Res-
sourcenaufwand eingegangen. Dabei wird die Rolle der 
Kommune als Mandatgeberin, Vermittlerin und Interes-
senpartei charakterisiert, die die Gestaltung und Umset-
zung des Beteiligungsprozesses anstößt und an externe 
Fachleute delegiert.

Orientierungswissen ist vorhanden 

Die hier skizzierten Leitfäden stellen eine wichtige Ori-
entierungshilfe für Projektierer und Kommunen in un-
terschiedlichen Planungskontexten dar. Zudem existieren 
zahlreiche weitere Leitfäden und Veröffentlichungen, die 
Beteiligung in unterschiedlichen Kontexten adressieren 
und gute Ansatzpunkte zur Übertragung bieten. Auch 
aus sozialwissenschaftlichen Forschungsprojekten exis-
tieren zahlreiche Erkenntnisse und Empfehlungen zu Öf-
fentlichkeitsbeteiligung bei Windenergieprojekten, die 
von der FA Wind aufgegriffen und zusammengefasst 
wurden ( siehe dazu: FA Wind 2017a ).

Die für die Initiierung von Beteiligungsprozessen rele-
vanten Akteure müssen ihre eigenen Rollen und Hand-
lungsspielräume unvoreingenommen reflektieren. Dabei 
stellen Leitfäden lediglich Orientierungswissen vor und 
dürfen nicht als Blaupausen angesehen werden. Ver-
fahren und Formate müssen jeweils spezifisch für die 

Situation vor Ort konzipiert werden. Auch der mit Be-
teiligungsprozessen verbundene Aufwand und das für 
die Konzeption und Umsetzung notwendige Fachwissen 
dürfen nicht unterschätzt werden. Hier ist externe Un-
terstützung in der Regel unabdingbar, insbesondere bei 
häufig konfliktbehafteten Themen wie Windenergiepro-
jekten. Dazu muss das Thema an die entsprechenden 
Akteure herangetragen und mit angemessenen Ange-
boten unterstützt werden. Beispielhaft kann hier das 
Online-Tool „Beteiligungsleinwand“14 des Instituts für 
Partizipatives Gestalten ( IPG ) genannt werden, welches 
Kommunen und Projektierer bei der Reflexion der eige-
nen Beteiligungsstrategie unterstützen kann.

https://www.fachagentur-windenergie.de/themen/beteiligung/linksammlung-zum-thema-beteiligung.html
https://gut-beteiligt.de/beteiligungsleinwand/
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Wie werden Beteiligungshemmnisse überwunden? – Angebote der Länder

15	 Über rechtliche Anforderungen an Gütesiegel informiert ein Hintergrundpapier der FA Wind ( 2017c ).

16	� Die Siegel-Leitlinien im Einzelnen:  
1. Beteiligung aller Interessengruppen im Umfeld eines Windparks während der gesamten Projektierungsphase  
2. Sicherstellung eines transparenten Umgangs mit projektrelevanten Informationen vor Ort, Bereitstellung von Unterstützungs- und  
    Aufklärungsangeboten  
3. Faire Teilhabe aller Betroffenen und Anwohner, auch der nicht unmittelbar profitierenden Flächeneigentümer  
4. Einbeziehung der regionalen Energieversorger und Kreditinstitute  
5. Schaffung einer direkten finanziellen Beteiligungsmöglichkeit für Thüringer Bürger, Unternehmen und Kommunen

Die sozialwissenschaftliche Forschung zu Beteiligung im 
Kontext der Windenergie fordert Einrichtungen und In-
itiativen zur Unterstützung von Dialog und Beteiligung 

in den Ländern ( FA Wind 2017a ). Diese Forderungen 
werden in einigen Ländern bereits in unterschiedlichen 
Formen umgesetzt. 

Das Siegel faire Windenergie in Thüringen 

Träger:  
Servicestelle Windenergie in der Thüringer Energie-und 
GreenTech-Agentur ( ThEGA )

Ziel:  
Das Siegel soll eine konfliktärmere Umsetzung von Wind-
energieprojekten in Thüringen unterstützen und ein hin-
reichendes Angebot zur Einbindung und Beteiligung aller 
Akteure sicherstellen. Dazu dokumentiert das Siegel eine 
Selbstverpflichtung für faire Windenergie der in Thürin-
gen aktiven Projektierungsunternehmen. Damit soll eine 
positive Differenzierung von Marktteilnehmern in Hin-
sicht auf Beteiligung und die Stärkung der Wertschöp-
fung vor Ort ermöglicht werden.15

Umsetzung:  
Kern des Siegels sind fünf Leitlinien für faire Windener-
gie, auf deren Einhaltung sich die Unterzeichner des 
Siegelvertrags verpflichten. Inhaltlich zielen sie auf die 
Stärkung informeller Beteiligung, transparenter Informa-
tion sowie wirtschaftlicher und kommunaler Teilhabe – 
letzteres unter anderem durch die Prozessbeteiligung 
durch regionale Banken und Stadtwerke, und die direkte 
wirtschaftliche Beteiligung für Bürger, Unternehmen und 
Kommunen.16

Das Siegel darf nach Vertragsunterzeichnung ein Jahr 
lang verwendet werden, dann muss der Vertrag erneut 
abgeschlossen werden. Werden keine geeigneten Aktivi-
täten in Thüringen nachgewiesen, kann die Servicestelle 
von der erneuten Erteilung des Siegels absehen. Zudem 
kann das Siegel auch entzogen werden, wenn das Unter-
nehmen gegen die Leitlinien verstößt oder mit dem Sie-
gel irreführende Werbung betreibt. Die Servicestelle

kann die Einhaltung der Leitlinien überprüfen. Dabei sind 
die Siegelträger verpflichtet, zeitnah Auskünfte zu ertei-
len. Die Leitlinien werden im Siegelvertrag mit konkreten 
Maßnahmen untersetzt. Beispielsweise wird „die Betei-
ligung aller Interessengruppen während der gesamten 
Projektierungsphase“ in Leitlinie 1 dadurch konkretisiert, 
dass vor Beginn der Flächensicherung der Bürgermeister 
oder der Gemeinderat zu informieren und einzubeziehen 
ist. Zudem sollen auch weitere Akteursgruppen ein
bezogen werden ( Grundeigentümer, Anwohner, Land- /  
Forstwirte und Agrarbetriebe, Bürger, kommunale Ein-
richtungen usw. ) ( ThEGA 2017 ). 

Mit Stand August 2017 sind über 40 Windenergieunter-
nehmen Träger des seit 2016 vergebenen Siegels. Das 
Siegel bewirkt, dass die Servicestelle verstärkt in Wind-
energieprojekte eingebunden wird. Zudem hat sich die 
Transparenz der Projekte für Bürger und Kommunen 

https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/FA_Wind_Hintergrundpapier_Guetesiegel_2017-07.pdf
https://www.thega.de/projekte/wind-gewinnt/service-fuer-unternehmen/
https://www.thega.de/projekte/wind-gewinnt/service-fuer-unternehmen/
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merklich erhöht. Maßnahmen zur Steigerung der Wert-
schöpfung und der Stärkung der Akzeptanz vor Ort 
konnten angestoßen und zahlreiche Pilotprojekte initiiert 
werden. Der Siegelvertrag wurde nach dem ersten Jahr 
bereits einmal überarbeitet, eine zweite Überarbeitung 
ist geplant ( Notroff 2017 ). 

Fazit: 
Mit dem Siegel faire Windenergie in Thüringen wurde 
ein informelles Steuerungsinstrument eingeführt, wel-
ches eine kollektive Steuerungswirkung entfaltet, ohne 
dass dies gesetzlich verankert wurde und ohne auf die 
Eigeninitiative aus der Branche zu warten. Das Siegel 
wird vom Bundesverband WindEnergie ( BWE ) als das 
bisher beste Modell in Deutschland angesehen ( ebd. ). 

17	 In Schleswig-Holstein wurde seitens des BWE-Landesverbandes eine Initiative für ein Gütesiegel angestoßen. 

18	 Ende Mai 2016 hat ein Projektierer Klage gegen das Gesetz erhoben. Dabei werden die Gesetzgebungskompetenzen des Landes angezweifelt, und 
moniert, das Gesetz stelle einen Eingriff in die Freiheit der Berufsausübung dar. Das Verfahren ist noch anhängig ( Stand 9 / 2017 ).

Zudem wird mit der Umsetzung der mit den Siegelleitli-
nien verknüpften Maßnahmen unter anderem versucht, 
die Eigenlogik der versteckten Flächenakquise zu durch-
brechen ( Leitlinie 1 ).

Für die Überprüfung der Einhaltung der Leitlinien ist 
die Servicestelle Windenergie verantwortlich. Sie ist als 
Gütesiegelvergabestelle Ansprechpartnerin für Bürger, 
Kommunen und Projektierer. In Thüringen aktive Güte-
siegelverwender müssen ihre Verfahrenspraxis in Bezug 
auf Kommunikation, Beteiligung und Teilhabe reflektie-
ren und ggf. an die Vorgaben anpassen. Allerdings ist 
das Siegel auf die Aktivitäten von Projektierern im Land 
Thüringen beschränkt. Auch in weiteren Ländern wird 
über die Einführung ähnlicher Gütesiegel diskutiert.17

Das Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz in Mecklenburg-Vorpommern

Träger:  
Zuständige Behörde ist das Ministerium für Energie, 
Infrastruktur und Digitalisierung des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern ( MEID MV ).

Ziel:  
Mit dem Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz ( Bü-
GembeteilG ) soll die regionale Wertschöpfung gestei-
gert und die Akzeptanz für Windenergieanlagen über 
eine Verbesserung der Verteilungsgerechtigkeit erhöht 
werden. Aufgrund der Eigentumsverhältnisse in Meck-
lenburg-Vorpommern – wie auch in anderen östlichen 
Bundesländern – verbleiben selbst Pachteinnahmen ge-
genwärtig nur selten in der Region und große Teile der 
Bewohner haben nicht die Möglichkeit, sich finanziell an 
Windenergieanlagen zu beteiligen. Mit dem Gesetz sol-
len Bürger und Gemeinden die Möglichkeit bekommen, 
stärker direkt an der Wertschöpfung durch Windenergie-
anlagen vor Ort zu partizipieren. Dadurch sollen Nach-
teile für die ansässige Bevölkerung ausgeglichen werden 
( MEID MV 2016 ).18

http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-WindPB%C3%BCGemBGMVrahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml?showdoccase=1&st=lr&doc.id=jlr-WindPB%C3%BCGemBGMVrahmen&doc.part=X&doc.origin=bs
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Umsetzung:  
Vorhabenträger müssen bei Windenergieanlagen mit 
einer Gesamthöhe von über 50 Metern Privatpersonen 
und Gemeinden / Ämtern im Umkreis von 5 Kilometern 
eine finanzielle Beteiligung anbieten.19 Dazu gibt das Ge-
setz zwei alternative Varianten vor, zwischen denen sich 
der Vorhabenträger entscheiden kann: Die erste Varian-
te sieht vor, dass der Vorhabenträger Bürgern und Kom-
munen insgesamt 20 Prozent seiner Gesellschafteranteile 
zum Kauf anbietet ( Variante A ). Der Kaufpreis eines An-
teils darf nicht über 500 Euro liegen. Die investierenden 
Bürger und Gemeinden sind am unternehmerischen Ri-
siko beteiligt. Neben der direkten Beteiligung an der Be-
treibergesellschaft ist eine vor Ort gestaltete „freiwillige 
Lösung“ möglich – beispielsweise vergünstigte Strom-
preise. Die Entscheidung über die Annahme einer frei-
willigen Lösung liegt bei den einzelnen Bürgern und 
Gemeinden. 

Als zweite Variante kann der Vorhabenträger den je-
weiligen Gemeinden eine Ausgleichsabgabe zahlen und 
gleichzeitig den Bürgern ein Sparprodukt, z. B. einen 
Sparbrief, anbieten ( Variante B ). Im Gegensatz zu Vari-
ante A tragen die Bürger und Gemeinden kein unterneh-
merisches Risiko. Sie erhalten jährlich einen gesicherten 
Betrag. Lehnt eine Gemeinde Variante B ab, so muss ihr 
die Variante A ( Gesellschafterbeteiligung oder eine „frei-
willige Lösung“ ) angeboten werden.

Die Vorhabenträger müssen ihre Offerte nach Ertei-
lung der Genehmigung unverzüglich unterbreiten und 
durch Anzeigen in Printmedien und im Internet bekannt 
machen. Zudem muss eine Informationsveranstaltung 
durchgeführt werden, mit der dann auch die Entschei-
dungsfristen für Bürger und Gemeinden beginnen. 

19	 In der Regel sind bei einem Projekt voraussichtlich zwischen acht und 15 Gemeinden zu beteiligen ( Quelle: BWE 2017 ).

20	 Bislang ( Stand 08 / 2016 ) gibt es noch keine konkreten Anwendungsfälle für das am 28. Mai 2016 in Kraft getretene Gesetz.

Die Landesenergie- und Klimaschutzagentur Mecklen-
burg-Vorpommern ( LEKA ) berät Akteure zur Umsetzung 
des Gesetzes. Zudem liegen eine Informationsbroschüre, 
ein Umsetzungshandbuch und ein Excel-Tool als Ent-
scheidungshilfe für Gemeinden und Projektierer vor.20

Fazit:  
Das vom dänischen Beteiligungsgesetz inspirierte Bü-
GembeteilG ist der bundesweit erste Versuch, die Teilha-
be an der durch Windenergieanlagen erwirtschafteten 
Wertschöpfung durch ein Gesetz formell festzuschrei-
ben. Die praktische Umsetzung des Gesetzes anhand 
konkreter Projekte steht noch aus. Hinweise zu trans-
parenter Information, Dialog und Öffentlichkeitbeteili-
gung werden im Umsetzungshandbuch des Gesetzes 
ansatzweise formuliert. Sie bleiben jedoch – von einer 
Informationsveranstaltung zur Bekanntgabe der Betei-
ligungsofferte abgesehen – informell und damit freiwil-
lig. Somit kann spekuliert werden, dass der entstehende 
Aufwand zur Realisierung der gesetzlichen Vorgaben die 
Umsetzung freiwilliger Maßnahmen erschweren könn-
te. Die im Gesetz vorgeschriebene Informationsveran-
staltung zur Bekanntgabe des Beteiligungsangebots ist 
erst nach Erteilung der Baugenehmigung, und damit 
erst dann vorgesehen, wenn die formellen Entscheidun-
gen bereits getroffen wurden. Derartige Formate ha-
ben erfahrungsgemäß ein erhöhtes Eskalationspotential, 
wenn dem keine anderweitigen ( frühzeitigen ) Informa-
tions- und Dialogangebote vorausgingen. Da derartige 
Angebote im Gesetz nicht gefordert werden, sind un-
terstützende Angebote und Förderprogramme zu guter 
Information, Dialogmöglichkeiten und frühzeitiger Öf-
fentlichkeitsbeteiligung auch hier weiterhin von großer 
Bedeutung, um die Akzeptanz für Windenergieprojekte 
vor Ort zu stärken.

Weitere Angebote zur Unterstützung von Dialogangeboten in Kommunen in den Ländern 

Neben diesen formell oder informell verpflichtenden In-
strumenten gibt es in den Ländern auch rein nachfrage-
basierte Unterstützungsangebote. Diese werden jeweils 
öffentlich finanziert und zielen darauf, die Akzeptanz der 
Energiewende durch die Unterstützung der Projektum-
setzung vor Ort zu fördern. Als konkrete Projekte für den 

Bereich Dialog und Beteiligung werden der EnergieDia-
log.NRW, das Bürgerforum Energieland Hessen und das 
Forum Energiedialog Baden-Württemberg in der nachfol-
genden Tabelle charakterisiert.
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EnergieDialog.NRW Das Bürgerforum Energieland Hessen Forum Energiedialog Baden-Württemberg

Träger EnergieAgentur.NRW, gefördert über den 
Europäischen Sozialfonds EFRE

HA Hessen Agentur GmbH im Auftrag des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Landesentwicklung ( HMWEVL )

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg ( UM BW )

Aktiv seit 2011 2013 2016

Ziele Zentrale Ziele des EnergieDialog.NRW sind der Abbau 
von Unsicherheiten und Vorbehalten, die Auflösung 
von Interessenkollisionen und Akzeptanzproblemen 
und die frühzeitige Einbindung betroffener Akteure.

Grundlegendes Ziel des Bürgerforums Energieland 
Hessen ( BFEH ) ist es, die „Chancen für die Akzeptanz 
der Energiewende zu verbessern“. Als neutrale Platt-
form zwischen den unterschiedlichen Interessengrup-
pen soll das BFEH die Diskussion um die Energiewen-
de versachlichen und Bürgermeister und Kommunen 
vor Ort professionell unterstützen.

Das Forum Energiedialog ( FED ) fokussiert wesentlich 
darauf, Konflikte rund um die erneuerbaren Energien 
zu reduzieren. Die Handlungsfähigkeit von Kom-
munen soll gestärkt und lokale Entscheidungsträger 
aktiviert werden. Darüber hinaus soll die Bevölkerung 
aufgeklärt und Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren besser verstanden werden.

Umsetzung Der EnergieDialog.NRW wurde sukzessive ausgebaut 
und bietet eine breite Palette von Instrumenten. 
Hierzu gehören neben Fachberatungen, Vorträgen 
und Moderationen von Fach- und Bürgerveranstal
tungen auch Vermittlung und Beratung im Kon-
fliktfall. Kommunale und lokale Beratungsangebote 
werden vor allem im Bereich der Windenergie 
umgesetzt.

Zur Information der Öffentlichkeit gibt es zwei Inter-
netseiten: Auf der Seite WindDialog.NRW werden 
fachliche Informationen zusammengestellt und 
Bürgerfragen beantwortet. Kommunen und Projekt-
entwickler können transparent Informationen über 
geplante Vorhaben veröffentlichen. WindPlanung.Navi 
gibt einen strukturierten Überblick zum Planungs- und 
Genehmigungsprozess und den formellen Beteili-
gungsmöglichkeiten. 

Zudem unterstützt der EnergieDialog.NRW Kommu-
nen und Projektierer bei der Dialogumsetzung, z. B. 
bei der Durchführung von lokalen Informationsmes-
sen und bietet Konfliktmanagementangebote, wie 
Mediationen und Runde Tische an. Initiiert werden 
Vernetzungsangebote, wie regionale Windenergieaus-
tausche für Kommunalvertreter. Die Angebote werden 
ergänzt durch Publikationen der EnergieAgentur.NRW, 
z. B. zu Beteiligung und Bürgerenergie ( vgl. S. 22 ).

Das BFEH arbeitet mit drei zentralen Instrumenten: 
Dialog, Energiecoaching und Mediation / Konfliktbear-
beitung. 

Die Umsetzung von Dialogen vor Ort wird zum Teil 
von externen Dialogdienstleistern übernommen und 
vom BFEH begleitet. Zur Vorbereitung von Dialog-
verfahren werden grundsätzlich Themenfeldanalysen 
durchgeführt: Nach Vorgesprächen mit den jeweiligen 
Bürgermeistern wird zunächst eine Akteursanalyse 
erstellt, persönliche Vorgespräche mit den Akteuren 
folgen. Dabei werden relevante Fragen erfasst und 
über eine Online-Plattform Themen identifiziert, ver-
dichtet und priorisiert. Auf dieser Basis werden maß-
geschneiderte Angebote konzipiert und umgesetzt, 
beispielsweise Kommunalberatungen, Coachings für 
Entscheidungsträger, Dialog- und / oder Mediationsan-
gebote.

Um Diskussionen zu projektspezifischen Aspekten 
von grundlegenden Fragen und Bedenken gegenüber 
der Windenergie zu trennen, werden übergeordnete 
Themen wie Infraschall, Tourismus oder die Renta-
bilität von Windenergieanlagen in überregionalen 
Veranstaltungen, den „Faktenchecks“, aufgegriffen 
und diskutiert. Die Ergebnisse werden dokumentiert 
und anschließend in Broschüren und Faltblättern 
aufbereitet veröffentlicht.

Das FED nahm im Januar 2016 die Arbeit auf und 
wird seit Anfang 2017 landesweit umgesetzt. Die Pro-
jektförderung läuft bis Ende 2018. Das FED wurde in 
seiner Pilotphase von der Hochschule Kehl evaluiert.
Die operative Umsetzung vor Ort wird vollständig von 
externen Dialogdienstleistern übernommen. 

Das FED bietet keine Fach- oder Rechtsberatung an, 
sondern unterstützt insbesondere politische Entschei-
dungsträger durch kommunikative Maßnahmen. Das 
Angebot umfasst konkret: 

– � Beratung und Coaching von Bürgermeistern und 
Gemeinderäten 

– � Transparente und verständliche Information der 
Öffentlichkeit 

– � Einbeziehung der Bürger und Organisation und 
Moderation von Veranstaltungen

– � Initiierung von Kleingruppenformaten
– � Konfliktbegleitung und -mediation

Die Umsetzung kommunaler Dialogprojekte gliedert 
sich grundlegend in sechs Handlungsschritte: Zuerst 
werden Projekte entweder auf Hinweis der Regie-
rungspräsidien oder durch kommunale Eigeninitiative 
identifiziert. Nach einem Erstgespräch mit dem Bür-
germeister zur Bedarfssondierung wird eine Umfeld-
analyse durchgeführt. Auf dieser Grundlage wird bei 
bestehendem Bedarf und realistischen Erfolgsaussich-
ten ein Durchführungskonzept erstellt und mit der 
Kommune abgestimmt. Die Umsetzung des Konzepts 
schließt mit einem Abschlussgespräch und interner 
Reflexion.

Fazit Der EnergieDialog.NRW ist das „dienstälteste“ Dia-
logangebot der Landesenergieagenturen. Es versteht 
sich als Informations- und Unterstützungsplattform 
und setzt seine Angebote als einziges konsequent 
selbst vor Ort um und greift lediglich bei Mediationen 
auf externe Dialogdienstleister zurück. Dabei verfügt 
er über das breiteste Angebotsspektrum in den Berei-
chen Information, Beratung, Vernetzung, Dialog und 
Konfliktmanagement.

Das BFEH ist konzeptionell zwischen dem Angebot 
des FED und des EnergieDialog.NRW angesiedelt. Das 
BFEH nimmt bei der Umsetzung von Dialogmaßnah-
men vor Ort auch externe Dienstleister in Anspruch. 
Anders als das FED ist das Bürgerforum dabei aber 
auch selbst vor Ort aktiv. Zudem tritt es als eigenstän-
diger, allparteilicher Ansprechpartner und mit eigenen 
Veranstaltungen und Informationsangeboten auf. 
Diesem breiten Aufgabenverständnis entsprechend 
wurde das BFEH institutionell neu verfasst und ist seit 
September 2017in der neu gegründeten Landesener-
gieagentur Hessen angesiedelt.

Das FED ist primär eine Koordinierungsplattform 
für die Vermittlung von Kommunikations-, Dialog- 
und Mediationsleistungen. Um als unabhängiger 
allparteilicher Akteur aufzutreten, wird das vom 
Umweltministerium koordinierte Projekt von externen 
Dialogdienstleistern umgesetzt. Entsprechend tritt 
das FED vor Ort nicht als Einrichtung auf. Über lokale 
Maßnahmen hinaus bietet das FED bislang keine 
Informations- oder Vernetzungsangebote an.

Link www.energiedialog.nrw.de www.energieland.hessen.de/buergerforum_energie www.energiedialog-bw.de

Tabelle 2: Dialogprogramme in den Ländern ( eigene Darstellung )

http://www.energiedialog.nrw.de/
https://www.energieland.hessen.de/buergerforum_energie
http://www.energiedialog-bw.de/
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EnergieDialog.NRW Das Bürgerforum Energieland Hessen Forum Energiedialog Baden-Württemberg

Träger EnergieAgentur.NRW, gefördert über den 
Europäischen Sozialfonds EFRE

HA Hessen Agentur GmbH im Auftrag des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 
Landesentwicklung ( HMWEVL )

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg ( UM BW )

Aktiv seit 2011 2013 2016

Ziele Zentrale Ziele des EnergieDialog.NRW sind der Abbau 
von Unsicherheiten und Vorbehalten, die Auflösung 
von Interessenkollisionen und Akzeptanzproblemen 
und die frühzeitige Einbindung betroffener Akteure.

Grundlegendes Ziel des Bürgerforums Energieland 
Hessen ( BFEH ) ist es, die „Chancen für die Akzeptanz 
der Energiewende zu verbessern“. Als neutrale Platt-
form zwischen den unterschiedlichen Interessengrup-
pen soll das BFEH die Diskussion um die Energiewen-
de versachlichen und Bürgermeister und Kommunen 
vor Ort professionell unterstützen.

Das Forum Energiedialog ( FED ) fokussiert wesentlich 
darauf, Konflikte rund um die erneuerbaren Energien 
zu reduzieren. Die Handlungsfähigkeit von Kom-
munen soll gestärkt und lokale Entscheidungsträger 
aktiviert werden. Darüber hinaus soll die Bevölkerung 
aufgeklärt und Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren besser verstanden werden.

Umsetzung Der EnergieDialog.NRW wurde sukzessive ausgebaut 
und bietet eine breite Palette von Instrumenten. 
Hierzu gehören neben Fachberatungen, Vorträgen 
und Moderationen von Fach- und Bürgerveranstal
tungen auch Vermittlung und Beratung im Kon-
fliktfall. Kommunale und lokale Beratungsangebote 
werden vor allem im Bereich der Windenergie 
umgesetzt.

Zur Information der Öffentlichkeit gibt es zwei Inter-
netseiten: Auf der Seite WindDialog.NRW werden 
fachliche Informationen zusammengestellt und 
Bürgerfragen beantwortet. Kommunen und Projekt-
entwickler können transparent Informationen über 
geplante Vorhaben veröffentlichen. WindPlanung.Navi 
gibt einen strukturierten Überblick zum Planungs- und 
Genehmigungsprozess und den formellen Beteili-
gungsmöglichkeiten. 

Zudem unterstützt der EnergieDialog.NRW Kommu-
nen und Projektierer bei der Dialogumsetzung, z. B. 
bei der Durchführung von lokalen Informationsmes-
sen und bietet Konfliktmanagementangebote, wie 
Mediationen und Runde Tische an. Initiiert werden 
Vernetzungsangebote, wie regionale Windenergieaus-
tausche für Kommunalvertreter. Die Angebote werden 
ergänzt durch Publikationen der EnergieAgentur.NRW, 
z. B. zu Beteiligung und Bürgerenergie ( vgl. S. 22 ).

Das BFEH arbeitet mit drei zentralen Instrumenten: 
Dialog, Energiecoaching und Mediation / Konfliktbear-
beitung. 

Die Umsetzung von Dialogen vor Ort wird zum Teil 
von externen Dialogdienstleistern übernommen und 
vom BFEH begleitet. Zur Vorbereitung von Dialog-
verfahren werden grundsätzlich Themenfeldanalysen 
durchgeführt: Nach Vorgesprächen mit den jeweiligen 
Bürgermeistern wird zunächst eine Akteursanalyse 
erstellt, persönliche Vorgespräche mit den Akteuren 
folgen. Dabei werden relevante Fragen erfasst und 
über eine Online-Plattform Themen identifiziert, ver-
dichtet und priorisiert. Auf dieser Basis werden maß-
geschneiderte Angebote konzipiert und umgesetzt, 
beispielsweise Kommunalberatungen, Coachings für 
Entscheidungsträger, Dialog- und / oder Mediationsan-
gebote.

Um Diskussionen zu projektspezifischen Aspekten 
von grundlegenden Fragen und Bedenken gegenüber 
der Windenergie zu trennen, werden übergeordnete 
Themen wie Infraschall, Tourismus oder die Renta-
bilität von Windenergieanlagen in überregionalen 
Veranstaltungen, den „Faktenchecks“, aufgegriffen 
und diskutiert. Die Ergebnisse werden dokumentiert 
und anschließend in Broschüren und Faltblättern 
aufbereitet veröffentlicht.

Das FED nahm im Januar 2016 die Arbeit auf und 
wird seit Anfang 2017 landesweit umgesetzt. Die Pro-
jektförderung läuft bis Ende 2018. Das FED wurde in 
seiner Pilotphase von der Hochschule Kehl evaluiert.
Die operative Umsetzung vor Ort wird vollständig von 
externen Dialogdienstleistern übernommen. 

Das FED bietet keine Fach- oder Rechtsberatung an, 
sondern unterstützt insbesondere politische Entschei-
dungsträger durch kommunikative Maßnahmen. Das 
Angebot umfasst konkret: 

– � Beratung und Coaching von Bürgermeistern und 
Gemeinderäten 

– � Transparente und verständliche Information der 
Öffentlichkeit 

– � Einbeziehung der Bürger und Organisation und 
Moderation von Veranstaltungen

– � Initiierung von Kleingruppenformaten
– � Konfliktbegleitung und -mediation

Die Umsetzung kommunaler Dialogprojekte gliedert 
sich grundlegend in sechs Handlungsschritte: Zuerst 
werden Projekte entweder auf Hinweis der Regie-
rungspräsidien oder durch kommunale Eigeninitiative 
identifiziert. Nach einem Erstgespräch mit dem Bür-
germeister zur Bedarfssondierung wird eine Umfeld-
analyse durchgeführt. Auf dieser Grundlage wird bei 
bestehendem Bedarf und realistischen Erfolgsaussich-
ten ein Durchführungskonzept erstellt und mit der 
Kommune abgestimmt. Die Umsetzung des Konzepts 
schließt mit einem Abschlussgespräch und interner 
Reflexion.

Fazit Der EnergieDialog.NRW ist das „dienstälteste“ Dia-
logangebot der Landesenergieagenturen. Es versteht 
sich als Informations- und Unterstützungsplattform 
und setzt seine Angebote als einziges konsequent 
selbst vor Ort um und greift lediglich bei Mediationen 
auf externe Dialogdienstleister zurück. Dabei verfügt 
er über das breiteste Angebotsspektrum in den Berei-
chen Information, Beratung, Vernetzung, Dialog und 
Konfliktmanagement.

Das BFEH ist konzeptionell zwischen dem Angebot 
des FED und des EnergieDialog.NRW angesiedelt. Das 
BFEH nimmt bei der Umsetzung von Dialogmaßnah-
men vor Ort auch externe Dienstleister in Anspruch. 
Anders als das FED ist das Bürgerforum dabei aber 
auch selbst vor Ort aktiv. Zudem tritt es als eigenstän-
diger, allparteilicher Ansprechpartner und mit eigenen 
Veranstaltungen und Informationsangeboten auf. 
Diesem breiten Aufgabenverständnis entsprechend 
wurde das BFEH institutionell neu verfasst und ist seit 
September 2017in der neu gegründeten Landesener-
gieagentur Hessen angesiedelt.

Das FED ist primär eine Koordinierungsplattform 
für die Vermittlung von Kommunikations-, Dialog- 
und Mediationsleistungen. Um als unabhängiger 
allparteilicher Akteur aufzutreten, wird das vom 
Umweltministerium koordinierte Projekt von externen 
Dialogdienstleistern umgesetzt. Entsprechend tritt 
das FED vor Ort nicht als Einrichtung auf. Über lokale 
Maßnahmen hinaus bietet das FED bislang keine 
Informations- oder Vernetzungsangebote an.

Link www.energiedialog.nrw.de www.energieland.hessen.de/buergerforum_energie www.energiedialog-bw.de

Tabelle 2: Dialogprogramme in den Ländern ( eigene Darstellung )

Praxisbeispiele 
Ausgewählte Good-Practice Beispiele für Betei-
ligung und Teilhabe an Windenergieprojekten 
werden in der Beteiligungsdatenbank auf der FA 
Wind Homepage dargestellt. 

Dort werden Informationen über Projekte gebün-
delt, die sich durch eine beispielhafte Planungs-
beteiligung und/oder durch interessante Modelle 
der finanziellen Teilhabe auszeichnen. Neben In-
formationstexten werden in tabellarischer Form 
wichtige Projektkennzahlen, Kontaktdaten zu An-
sprechpartnern sowie ausgewähltes Presse- und 
Bildmaterial zu den Projekten präsentiert. Die Da-
tenbank wird kontinuierlich erweitert. Interessier-
te Projekte können sich an die Geschäftsstelle der 
FA Wind wenden.

Screenshot der FA Wind Beteiligungsdatenbank

Weitere gute Beispiele für kommunale Windpro-
jekte fasst die Broschüre „Wer den Wind erntet“ 
zusammen ( FA Wind 2016 ). Die zwölf darge-
stellten Fallbeispiele aus zehn Bundesländern 
stehen stellvertretend für die Herausforderungen 
und Chancen, denen verantwortliche Akteure in 
ihrem Planungsalltag begegnen. Es werden Maß-
nahmen und Ansätze aufgezeigt, wie sich Hürden 
im Planungsverfahren und Widerstände in der 
Bevölkerung zielorientiert lösen lassen. 

http://www.energiedialog.nrw.de/
https://www.energieland.hessen.de/buergerforum_energie
http://www.energiedialog-bw.de/
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/FA-Wind_Zeitung_Wer_den_Wind_erntet_01-2016
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Zusammenfassende Thesen

1.  Gute Information, dialogorientierte Verfahren  
und Öffentlichkeitsbeteiligung sind für einen 
nachhaltigen Ausbau der Windenergie von 
elementarer Bedeutung. 

2.  Formelle behördliche Verfahren und begleitende 
Kommunikationsprozesse weisen in Bezug auf gute 
Information sowie Dialog- und Beteiligungsverfahren 
derzeit deutliche Defizite auf. 

3.  Informelle Beteiligung kann die formelle 
Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Geneh-
migungsprozessen sinnvoll ergänzen und die Chan-
cen für eine verbesserte gesellschaftliche Akzeptanz 
deutlich erhöhen.

4.  Kommunen sind für die Implementierung früh
zeitiger informeller Beteiligungsprozesse von zentra-
ler Bedeutung.

5.  Der potentielle Mehrwert von Beteiligung wird 
von vielen Entscheidungsträgern nicht erkannt. 

6.  Passive Entscheidungsträger stehen informeller 
Beteiligung häufig skeptisch gegenüber und sind 
schwer zu aktivieren. 

7.  Die im Kontext der Windenergie oftmals konflikt-
lastigen Beteiligungsprozesse sind für Kommunen 
schnell überfordernd.

8.  Beteiligungswissen ist umfangreich vorhanden – 
es muss jedoch stärker genutzt und auf das Hand-
lungsfeld Windenergie übertragen werden.

9.  Beteiligungsleitfäden allein sind für die Initiierung 
und Aufrechterhaltung von Beteiligungsprozessen 
nicht ausreichend. Externe Unterstützung ist für die 
Akteure vor Ort in der Regel unabdingbar.

10.  In Ländern mit abschließender Regionalplanung 
kommt der Öffentlichkeitsbeteiligung am Regional-
planverfahren eine große Bedeutung zu.

11.  Im Kontext einer abschließenden Regionalpla-
nung sind informelle Instrumente und der Anspruch 
nach rechtsicherer Planung nur schwer vereinbar. 
Somit ist eine Ausweitung der formellen Beteiligung 
zielführend.

12.  Verglichen mit Kommunen können Projektierer 
erst relativ spät im Prozess beteiligen.

13.  Die Beteiligungsspielräume für Projektierer sind 
größer als vielfach angenommen und verdienen einer 
detaillierteren Analyse.

14.  Gute Kommunikation und Transparenz wäh-
rend der Flächenakquise durch Projektierer ist mög-
lich. Entsprechende formelle oder informelle Regeln 
sind wichtig und sind für die Branche von großem 
Nutzen.

15.  Auch wenn Projekte nicht ( mehr ) mitgestaltet 
werden können, kommt den Bereichen Information 
und Dialog eine große Bedeutung zu. Gleichzeitig ist 
eine Scheinbeteiligung unbedingt zu vermeiden. 

16.  Um das Thema „Beteiligung bei Windenergie
projekten“ in die Fläche zu tragen, sind breite Diskur-
se notwendig, die das Thema informelle Beteiligung 
auf die Tagesordnung setzen und an die relevanten 
Akteure herantragen. Diese Debatten müssen auch 
in den Ländern und Verbänden initiiert und aktiv 
geführt werden.

17.  Um informelle Beteiligung bei Windenergiepro-
jekten „selbstverständlicher“ werden zu lassen, muss 
das Thema gestärkt werden. Zudem müssen Vorha-
ben- und Planungsträger ihre Rolle als Initiatoren in-
formeller Beteiligungsverfahren annehmen. Dazu 
sind gezielte Angebote des Bundes, der Länder und 
der Branchenverbände notwendig.

18.  Konflikte sind oftmals unumgänglich. Sie sollten 
als Chance für Dialogverfahren begriffen und konst-
ruktiv genutzt werden. 
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